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Entwurf eines Gesetzes zur Umrechnung und Glättung steuerlicher Euro-Beträge 
(Steuer-Euroglättungsgesetz – StEugIG)

 

A. Zielsetzung

 

●

 

Umrechnung der in den einzelnen Steuergesetzen und Verordnungen enthal-
tenen DM-Signal-Beträge auf Euro und Glättung solcher Euro-Beträge zur
leichteren Orientierung im Rechtsverkehr und im Interesse einer verbesser-
ten Praktikabilität,

 

●

 

Umrechnung und Glättung möglichst ohne Schlechterstellungen als Beitrag
für die Glaubwürdigkeit und Akzeptanz des Euro bei den Bürgern bei Ab-
wägung der haushaltsmäßigen Auswirkungen.

 

B. Lösung

 

Soweit eine Glättung von Euro-Beträgen notwendig oder zweckmäßig er-
scheint, soll sie nicht dazu führen, dass sich die Steuerbürger übervorteilt füh-
len. Vor dem Hintergrund ist auch zu entscheiden, in welchen Fällen sich eine
Neufestsetzung im Verhältnis 2 DM/1 Euro empfiehlt. Das Ergebnis bei einem
Signalbetrag von 10 DM wären dann 5 Euro statt 5,11 Euro.

Da die Funktion der Signalbeträge unterschiedlich ist und sich die Notwendig-
keit einer Neufestsetzung nicht für alle Fälle einheitlich beantworten lässt, wird
eine synchrone Neufestsetzung sämtlicher Signalbeträge, also nicht eine ein-
heitliche Festlegung anhand von Berechnungsformeln angestrebt.

Das zu versteuernde Einkommen ist vor Berechnung der Einkommensteuer
auf einen durch 54 (Splittingtarif: 108) teilbaren vollen Euro-Betrag (bisher
durch 54 teilbaren vollen DM-Betrag) abzurunden (§ 32a Abs. 2 EStG). Die
54er-Stufen sind insbesondere mit Rücksicht auf die Lohnsteuertabellen ge-
wählt worden, damit bei unterjährigen Lohnsteuertabellen in den Stufenhöhen
kein Bruchteil eines Pfennigs entsteht. Im Rahmen der parlamentarischen Bera-
tungen sollte folgende Lösung angestrebt werden: Verzicht auf Tabellenstufen
beim Tarif in 2001 mit der Möglichkeit der exakten und aufkommensneutralen
Umstellung des DM-Tarifs auf den Euro-Tarif in 2002. Als Folge entfielen die
Lohn- und Einkommensteuertabellen in der bisherigen Form.
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C. Alternativen

 

– Verzicht auf Glättung würde das Recht unpraktikabel machen, weil das
Europäische Recht die centgenaue Umrechnung mit Auf- und Abrundung
vorschreibt. Die so entstehenden Beträge würden zwei Stellen nach dem
Komma ausweisen.

– Inkaufnahme empfindlicher Schlechterstellungen der Steuerpflichtigen ge-
genüber dem geltenden Recht bei der Glättung steuerlich bedeutsamer
Euro-Signal-Beträge, z. B. beim Tarif, den Lohn- und Einkommensteuer-
tabellen sowie bei Freibeträgen/Pauschbeträgen, zur Wahrung der Aufkom-
mensneutralität der Umstellung auf den Euro.

 

D. Finanzielle Auswirkungen

 

Für die Haushalte der Gebietskörperschaften ergeben sich in den Rechnungs-
jahren 2002 bis 2005 die nachfolgenden Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur Umrechnung und Glättung steuer-
licher Euro-Beträge (Steuer-Euroglättungsgesetz – StEugIG) in den Rech-
nungsjahren 2002 bis 2005 

Einzelheiten sind aus dem beigefügten Finanztableau ersichtlich.

Es entstehen nicht zu vernachlässigende einmalige Umstellungskosten für Un-
ternehmen, Berater und Finanzverwaltung. Der Vollzugsaufwand ist nicht be-
zifferbar.

 

E. Sonstige Kosten

 

Keine

 

Gebiets-
körper-
schaften

Steuermehr- (+) / Steuermindereinnahmen (–) in Mio. DM 
in den Rechnungsjahren

2002 2003 2004 2005

 

Bund –239 –304 –324 –324

Länder –189 –244 –264 –264

Gemeinden – 66 – 86 – 94 – 94

 

Insgesamt –494 –634 –682 –682
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Bundesrepublik Deutschland
Der Bundeskanzler

022 (414) – 522 00 – Ste 251/00
Berlin, den 7. Juni 2000

An den
Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 

11011 Berlin

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Umrechnung und Glättung steuerlicher Euro-Beträge
(Steuer-Euroglättungsgesetz – StEuglG)

 

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt.

 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen.

Der Bundesrat hat in seiner 751. Sitzung am 19. Mai 2000 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des
Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stel-
lung zu nehmen.

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in der
als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt.

 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers

Joseph Fischer
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Entwurf eines Gesetzes zur Umrechnung und Glättung steuerlicher Euro-Beträge 
(Steuer-Euroglättungsgesetz – StEugIG) 
vom …

 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das

folgende Gesetz beschlossen:

 

Inhaltsübersicht Artikel

 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 1

Änderung der Einkommensteuer-Durchführungs-

verordnung     2

Änderung der Lohnsteuer-Durchführungs-

verordnung 3

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 4

Änderung der Körperschaftsteuer-Durchführungs-

verordnung 5

Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995  6

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 7

Änderung der Gewerbesteuer-Durchführungs-

verordnung 8

Änderung des Außensteuergesetzes 9

Änderung des Zerlegungsgesetzes 10

Änderung des Eigenheimzulagengesetzes 11

Änderung des Investitionszulagengesetzes 1999  12

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes  13

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 14

Änderung der Umsatzsteuer-Durchführungs-

verordnung 15

Änderung der Verordnung über die Erstattung 

von Umsatzsteuer an ausländische ständige 

diplomatische Missionen und berufskonsularische 

Vertretungen sowie an ihre ausländischen 

Mitglieder 16

Änderung des Bewertungsgesetzes 17

Änderung von Verordnungen zum Bewertungs-

gesetz 18

Änderung des Erbschaftsteuer- und 

Schenkungsteuergesetzes 19

Änderung der Erbschaftsteuer-Durchführungs-

verordnung 20

Änderung des Grundsteuergesetzes 21

Änderung der Grundsteuerdurchführungs-

verordnung 22

Änderung der Abgabenordnung 23

Änderung des Einführungsgesetzes zur 

Abgabenordnung 24

Änderung der Mitteilungsverordnung 25

Neufassung der Kleinbetragsverordnung 26

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 27

Änderung der Kraftfahrzeugsteuer-Durchführungs-

verordnung 28

Änderung des Versicherungsteuergesetzes 29

Änderung der Versicherungsteuer-Durchführungs-

verordnung 30

Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes 31

Änderung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 32

Änderung des Fünften Vermögensbildungsgesetzes 33

Änderung der Verordnung zur Durchführung des 

Fünften Vermögensbildungsgesetzes 34

Änderung des Gesetzes über Bergmannsprämien 35

Neufassung der betroffenen Gesetze und Rechts-

verordnungen 36

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 37

Inkrafttreten 38

 

Artikel 1

Änderung des Einkommensteuergesetzes

 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 16. April 1997 (BGBl. I S. 821), zuletzt

geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „12 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „6 136 Euro“ ersetzt.

2. In § 1a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 3 wird die Angabe

„12 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe „6 136 Euro“

ersetzt.

3. In § 2 Abs. 3 Satz 3, 6 und 7 werden jeweils die

Angabe „100 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„51 500 Euro“ und in Satz 6 und 7 jeweils die Angabe

„200 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„103 000 Euro“ ersetzt.

4. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 9 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „16 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „8 181 Euro“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Angabe „20 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „10 226 Euro“ und die

Angabe „24 000 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „12 271 Euro“ ersetzt.

b) In Nummer 10 wird die Angabe „24 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „12 271 Euro“ ersetzt.

c) In Nummer 15 wird die Angabe „700 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „358 Euro“ ersetzt.
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d) In Nummer 26 wird die Angabe „3 600 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „1 848 Euro“ ersetzt.

e) In Nummer 27 wird die Angabe „36 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „18 407 Euro“ ersetzt.

f) In Nummer 38 und 51 wird die Angabe „2 400 Deut-

sche Mark“ jeweils durch die Angabe „1 224 Euro“

ersetzt.

5. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4a Satz 5 wird die Angabe „4 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „2 050 Euro“ ersetzt.

b) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 Satz 2 wird die Angabe „75 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „40 Euro“ ersetzt.

bb) Nummer 5 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchstabe a wird die Angabe „46 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „24 Euro“

ersetzt.

bbb) In Buchstabe b wird die Angabe „20 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „12 Euro“

ersetzt.

ccc) In Buchstabe c wird die Angabe „10 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „6 Euro“ er-

setzt.

cc) In Nummer 6b Satz 3 wird die Angabe „2 400

Deutsche Mark“ durch die Angabe „l 250 Euro“

ersetzt.

6. In § 5a Abs. 1 Satz 2 werden die Angabe „DM 1,80“

durch die Angabe „0,92 Euro“, die Angabe „DM 1,35“

durch die Angabe „0,69 Euro“, die Angabe „DM 0,90“

durch die Angabe „0,46 Euro“ und die Angabe

„DM 0,45“ durch die Angabe „0,23 Euro“ ersetzt.

7. In § 6 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „800 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „410 Euro“ ersetzt.

8. § 7g wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe a wird die Angabe „400 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „204 517 Euro“

ersetzt.

bb) In Buchstabe b wird die Angabe „240 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „122 710 Euro“

ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 5 wird die Angabe „300 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „154 000 Euro“ er-

setzt.

c) In Absatz 7 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „600 000

Deutsche Mark“ durch die Angabe „307 000 Euro“

ersetzt.

9. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 9 wird die Angabe „50 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „26 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „2 400 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „1 224 Euro“ ersetzt.

10. In § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 werden die Angabe

„0,70 Deutsche Mark“ durch die Angabe „0,36 Euro“

und die Angabe „0,33 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „0,17 Euro“ ersetzt.

11. § 9a Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „2 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „1 026 Euro“ ersetzt.

b) In Nummer 2 werden die Angabe „100 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „51 Euro“ und die An-

gabe „200 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„102 Euro“ ersetzt.

c) In Nummer 3 wird die Angabe „200 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „102 Euro“ ersetzt.

12. In § 9b Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 wird die Angabe

„500 Deutsche Mark“ durch die Angabe „260 Euro“

ersetzt.

13. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 Satz 1 wird die Angabe

„27 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„13 805 Euro“ ersetzt.

bb) Nummer 7 wird wie folgt geändert:

aaa) In den Sätzen 1 und 3 wird jeweils die

Angabe „l 800 Deutsche Mark“ durch die

Angabe „920 Euro“ ersetzt.

bbb) In den Sätzen 2 und 3 wird jeweils die

Angabe „2 400 Deutsche Mark“ durch

die Angabe „l 227 Euro“ ersetzt.

cc) In Nummer 8 Satz 1 wird die Angabe

„18 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„9 204 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 Buchstabe a wird die Angabe

„5 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„2 556 Euro“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Für Vorsorgeaufwendungen gelten je Kalen-

derjahr folgende Höchstbeträge:

1. ein Grundhöchstbetrag von           1 334 Euro, 

im Fall der Zusammenveranlagung 

von Ehegatten von                  2 668 Euro;

2. ein Vorwegabzug von 3 068 Euro,

im Fall der Zusammenveranlagung 

von Ehegatten von 6 136 Euro.

Diese Beträge sind zu kürzen um 16 vom Hun-

dert der Summe der Einnahmen

a) aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des

§ 19 ohne Versorgungsbezüge im Sinne des

§ 19 Abs. 2, wenn für die Zukunftssicherung

des Steuerpflichtigen Leistungen im Sinne

des § 3 Nr. 62 erbracht werden oder der

Steuerpflichtige zum Personenkreis des

§ 10c Abs. 3 Nr. 1 oder 2 gehört, und
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b) aus der Ausübung eines Mandats im Sinne

des § 22 Nr. 4;

3. für Beiträge nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe c

ein zusätzlicher Höchstbetrag von 184 Euro für

Steuerpflichtige, die nach dem 31. Dezember

1957 geboren sind;

4. Vorsorgeaufwendungen, die die nach den Num-

mern 1 bis 3 abziehbaren Beträge übersteigen,

können zur Hälfte, höchstens bis zu 50 vom

Hundert des Grundhöchstbetrags abgezogen

werden (hälftiger Höchstbetrag).“

14. § 10b wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „50 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „25 565 Euro“ er-

setzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Angabe „3 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „1 534 Euro“ und die

Angabe „6 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„3 068 Euro“ ersetzt.

15. § 10c wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „108 Deutsche Mark“

durch die Angabe „54 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden in Satz 2 Nr. 1 die Angabe

„6 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„3 068 Euro“, in Nummer 2 die Angabe „2 610

Deutsche Mark“ durch die Angabe „1 334 Euro“, in

Nummer 3 die Angabe „1 305 Deutsche Mark“

durch die Angabe „667 Euro“ und in Satz 3 das

Wort „Deutsche-Mark-Betrag“ durch das Wort

„Euro-Betrag“ ersetzt.

c) In Absatz 3 wird die Angabe „2 214 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „1 134 Euro“ ersetzt.

d) In Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 werden das

Wort „Deutsche-Mark-Beträge“ jeweils durch das

Wort „Euro-Beträge“ und in Satz 2 die Angabe

„2 214 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„1 134 Euro“ ersetzt.

16. § 10d wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „2 Millionen Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „511 500 Euro“

ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „100 000 Deutsche

Mark“ jeweils durch die Angabe „51 500 Euro“

ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „100 000 Deut-

sche Mark“ jeweils durch die Angabe „51 500 Euro“

ersetzt.

17. § 10e wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Angabe „19 800 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „10 124 Euro“ und

die Angabe „16 500 Deutsche Mark“ durch die

Angabe „8 437 Euro“ ersetzt.

bb) In Satz 4 werden die Angabe „9 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „4 602 Euro“ und die

Angabe „7 500 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „3 835 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 5a Satz 1 werden die Angabe „120 000

Deutsche Mark“ durch die Angabe „61 355 Euro“

und die Angabe „240 000 Deutsche Mark“ durch

die Angabe „122 710 Euro“ ersetzt.

c) In Absatz 6 Satz 3 wird die Angabe „150 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „76 694 Euro“ er-

setzt.

18. In § 10h Satz 1 werden die Angabe „19 800 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „10 124 Euro“ und die An-

gabe „16 500 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„8 437 Euro“ ersetzt.

19. In § 10i Abs. 1 werden in Nr. 1 die Angabe „3 500 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „1 790 Euro“ und in

Nummer 2 die Angabe „22 500 Deutsche Mark“ durch

die Angabe „11 504 Euro“ ersetzt.

20. § 13 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „1 300 Deutsche Mark“

durch die Angabe „670 Euro“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „60 000 Deutsche Mark“

durch die Angabe „30 700 Euro“ ersetzt.

21. § 13a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Je Hektar der landwirtschaftlichen Nutzung sind

anzusetzen

1. bei einem Hektarwert 

bis 300 Deutsche Mark 205 Euro,

2. bei einem Hektarwert 

über 300 Deutsche Mark

bis 500 Deutsche Mark 307 Euro,

3. bei einem Hektarwert 

über 500 Deutsche Mark

bis 1 000 Deutsche Mark  358 Euro,

4. bei einem Hektarwert 

über 1 000 Deutsche Mark

bis 1 500 Deutsche Mark 410 Euro,

5. bei einem Hektarwert 

über 1 500 Deutsche Mark

bis 2 000 Deutsche Mark 461 Euro,

6. bei einem Hektarwert 

über 2 000 Deutsche Mark 512 Euro.“

b) In Absatz 5 Satz 3 wird die Angabe „1 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „512 Euro“ ersetzt.

c) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „3 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „1 534 Euro“ ersetzt.

22. § 14a Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „120 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „61 800 Euro“ ersetzt.

b) In Satz 2 Nr. 2 werden die Angabe „35 000 Deutsche

Mark“ jeweils durch die Angabe „18 000 Euro“ und
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die Angabe „70 000 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „36 000 Euro“ ersetzt.

c) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Übersteigt das Einkommen den Betrag von

18 000 Euro, so vermindert sich der Betrag von

61 800 Euro nach Satz 1 je angefangene 250 Euro

des übersteigenden Einkommens um 10 300 Euro;

bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 26b zusammen

veranlagt werden und deren Einkommen den Be-

trag von 36 000 Euro übersteigt, vermindert sich

der Betrag von 61 800 Euro nach Satz 1 je angefan-

gene 500 Euro des übersteigenden Einkommens um

10 300 Euro.“

23. § 16 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „60 000 Deutsche Mark“

durch die Angabe „30 700 Euro“ ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Angabe „300 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „154 000 Euro“ ersetzt.

24. § 17 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „20 000 Deutsche Mark“

durch die Angabe „10 300 Euro“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „80 000 Deutsche Mark“

durch die Angabe „41 000 Euro“ ersetzt.

25. In § 19 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „6 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „3 072 Euro“ ersetzt.

26. In § 19a Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „300 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „154 Euro“ ersetzt.

27. In § 20 Abs. 4 werden in Satz 1 und 3 die Angabe

„3 000 Deutsche Mark“ jeweils durch die Angabe

„1 534 Euro“ und in Satz 2 die Angabe „6 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „3 068 Euro“ ersetzt.

28. § 22 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 Satz 2 wird die Angabe „500 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „256 Euro“ ersetzt.

b) In Nummer 4 Satz 4 Buchstabe b wird die Angabe

„6 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„3 072 Euro“ ersetzt.

29. In § 23 Abs. 3 Satz 6 wird die Angabe „1 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „512 Euro“ ersetzt.

30. In § 24a Satz 1 wird die Angabe „3 720 Deutsche Mark“

durch die Angabe „1 908 Euro“ ersetzt.

31. § 32 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „13 500 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „7 188 Euro“ ersetzt.

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Angabe „3 456 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „1 782 Euro“ und die

Angabe „1 512 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „774 Euro“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „540 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „276 Euro“ ersetzt.

c) In Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe „5 616 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „2 916 Euro“ ersetzt.

32. § 32a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die tarifliche Einkommensteuer bemisst

sich nach dem zu versteuernden Einkommen. Sie

beträgt vorbehaltlich der §§ 32b, 34, 34b und 34c

jeweils in Euro für zu versteuernde Einkommen

1. bis 7 235 Euro (Grundfreibetrag):

0;

2. von 7 236 Euro bis 9 287 Euro:

(755,36 · y + 1 990) · y;

3. von 9 288 Euro bis 55 025 Euro:

(278,76 · z + 2 300) · z + 440;

4. von 55 026 Euro an:

0,485 · x – 9 870.

„y“ ist ein Zehntausendstel des 7 182 Euro über-

steigenden Teils des abgerundeten zu versteuern-

den Einkommens, „z“ ist ein Zehntausendstel des

9 234 Euro übersteigenden Teils des abgerundeten

zu versteuernden Einkommens. „x“ ist das abgerun-

dete zu versteuernde Einkommen.“

b) In Absatz 2 und in Absatz 3 Satz 3 werden das

Wort „Deutsche-Mark-Betrag“ jeweils durch das

Wort „Euro-Betrag“ ersetzt.

c) In Absatz 4 wird die Angabe „107 567 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „55 025 Euro“ ersetzt.

d) In Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe „215 135 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „110 051 Euro“ er-

setzt.

33. § 32c wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „84 834 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „45 198 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 3 wird das Wort „Deut-

sche-Mark-Betrag“ durch das Wort „Euro-Betrag“

ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe „84 780 Deutsche

Mark“ jeweils durch die Angabe „45 144 Euro“

ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „Deutsche Mark“

durch die Angabe „Euro“ ersetzt.

34. In § 33 Abs. 3 Satz 1 werden die Angabe „30 000 DM“

jeweils durch die Angabe „15 340 EUR“ und die

Angabe „100 000 DM“ jeweils durch die Angabe

„51 130 EUR“ ersetzt.

35. § 33a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In den Sätzen 1 und 4 wird jeweils die Angabe

„13 500 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„7 188 Euro“ ersetzt.
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bb) In Satz 4 wird die Angabe „l 200 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „624 Euro“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 1 wird die Angabe

„1 800 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „924 Euro“ ersetzt.

bbb) In Nummer 2 werden die Angabe

„2 400 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „1 236 Euro“ und die Angabe

„4 200 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „2 148 Euro“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „3 600 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „1 848 Euro“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 1 wird die Angabe

„1 200 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „624 Euro“ ersetzt.

bbb) In Nummer 2 wird die Angabe

„1 800 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „924 Euro“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 1 wird die Angabe

„1 200 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „624 Euro“ ersetzt.

bbb) In Nummer 2 wird die Angabe

„1 800 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „924 Euro“ ersetzt.

36. § 33b wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Höhe des Pauschbetrags richtet sich

nach dem dauernden Grad der Behinderung. Als

Pauschbeträge werden gewährt bei einem Grad der

Behinderung

von 25 und 30 310 Euro

von 35 und 40 430 Euro

von 45 und 50 570 Euro

von 55 und 60 720 Euro

von 65 und 70 890 Euro

von 75 und 80 1 060 Euro

von 85 und 90 1 230 Euro

von 95 und 100 1 420 Euro

Für Behinderte, die hilflos im Sinne des Absatzes 6

sind, und für Blinde erhöht sich der Pauschbetrag

auf 3 700 Euro.“

b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „720 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „370 Euro“ ersetzt.

c) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „1 800 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „924 Euro“ ersetzt.

37. In § 34f Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 wird die An-

gabe „1 000 Deutsche Mark“ jeweils durch die Angabe

„512 Euro“ ersetzt.

38. In § 34g Satz 2 wird die Angabe „1 500 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „767 Euro“ und die Angabe

„3 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe „1 534 Euro“

ersetzt.

39. In § 36 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „Deutsche Mark“

durch die Angabe „Euro“ ersetzt.

40. In § 36d Abs. 1 Satz 2 und in Abs. 2 Satz 1 Nr. 4

Buchstabe a wird die Angabe „100 Deutsche Mark“ je-

weils durch die Angabe „51 Euro“ ersetzt.

41. § 37 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Satz 5 wird die Angabe „1 200 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „600 Euro“ ersetzt.

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „400 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „200 Euro“ und die

Angabe „100 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „50 Euro“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „100 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „50 Euro“ und die

Angabe „5 000 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „2 500 Euro“ ersetzt.

42. § 38c wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In den Sätzen 1 und 6 wird die Angabe

„120 000 Deutsche Mark“ jeweils durch die

Angabe „60 000 Euro“ ersetzt.

bb) In Satz 4 werden die Angabe „17 118 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „8 910 Euro“ und die

Angabe „57 348 Deutsche Mark“ durch die

Angabe „27 486 Euro“ ersetzt.

cc) Satz 5 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 2 werden die Angabe

„108 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„54 Euro“ und die Angabe „216 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe

„108 Euro“ ersetzt.

bbb) In Nummer 4 wird das Komma durch ei-

nen Punkt ersetzt.

ccc) Nummer 6 wird aufgehoben.

b) In Absatz 3 werden die Angabe „10 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „5 000 Euro“, die Angabe

„1 400 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„700 Euro“, die Angabe „200 Deutsche Mark“

durch die Angabe „100 Euro“ und die Angabe

„Pfennigs“ durch die Angabe „Cents“ ersetzt.

43. § 39 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe „10 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „5 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 4 und in Absatz 5a Satz 4 wird je-

weils die Angabe „20 Deutsche Mark“ durch die

Angabe „10 Euro“ ersetzt.
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44. § 39a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird die Angabe „108 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „54 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 4 wird die Angabe „1 200 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „600 Euro“ ersetzt.

c) In Absatz 5 wird die Angabe „20 Deutsche Mark“

durch die Angabe „10 Euro“ ersetzt.

45. In § 39b Abs. 3 Satz 8 wird die Angabe „300 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „l50 Euro“ ersetzt.

46. § 40 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „2 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „1 000 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 werden die Angabe „300

Deutsche Mark“ durch die Angabe „156 Euro“, die

Angabe „200 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„104 Euro“ und die Angabe „100 Deutsche Mark“

durch die Angabe „52 Euro“ ersetzt.

47. § 40a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 wird die Angabe

„120 Deutsche Mark“ durch die Angabe „62 Euro“

ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Angabe „630 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „322,11 Euro“ und

die Angabe „147 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „75,16 Euro“ ersetzt.

c) In Absatz 4 Nr. 1 wird die Angabe „22 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „12 Euro“ ersetzt.

48. § 40b wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird in den Sätzen 1 bis 3 die An-

gabe „3 408 Deutsche Mark“ jeweils durch die

Angabe „1 752 Euro“ und in Satz 2 die Angabe

„4 200 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„2 148 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 3 wird die Angabe „120 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „62 Euro“ ersetzt.

49. In § 41a Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „1 600 Deutsche

Mark“ jeweils durch die Angabe „800 Euro“ und die

Angabe „6 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„3 000 Euro“ ersetzt.

50. In § 41c Abs. 4 Satz 2 und in § 42d Abs. 5 wird die An-

gabe „20 Deutsche Mark“ jeweils durch die Angabe

„10 Euro“ ersetzt.

51. In § 43 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe b Doppelbuchstabe dd

wird die Angabe „zwanzig Deutsche Mark“ durch die

Angabe „zehn Euro“ ersetzt.

52. In § 44 Abs. 1 Satz 6 wird das Wort „Deut-

sche-Mark-Betrag“ durch das Wort „Euro-Betrag“ er-

setzt.

53. In § 44b Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „100 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „51 Euro“ ersetzt.

54. In § 46 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Satz 1 und Abs. 5 wird die

Angabe „800 Deutsche Mark“ jeweils durch die Angabe

„410 Euro“ ersetzt.

55. In § 50a Abs. 5 Satz 7 Nr. 2 wird die Angabe „Deutsche

Mark“ durch die Angabe „Euro“ ersetzt.

56. In § 50c Abs. 9 wird die Angabe „100 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „51 129 Euro“ ersetzt.

57. In § 50e Abs. 2 wird die Angabe „zehntausend Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „5 113 Euro“ ersetzt.

58. In § 51a Abs. 2a Satz 1 werden die Angabe „6 912

Deutsche Mark“ durch die Angabe „3 564 Euro“ und

die Angabe „3 456 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„1 782 Euro“ ersetzt.

59. § 52 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in

den folgenden Absätzen nichts anderes bestimmt

ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 2002

anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn

gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fassung

erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwen-

den ist, der für einen nach dem 31. Dezember 2001

endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und

auf sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember

2001 zufließen.“

b) Die Absätze 7, 8, 11, 12, 15 Satz 1, 2, 4 und 5,

Abs. 25 Satz 2, Abs. 27 und 30 werden aufgehoben.

c) Absatz 31 wird wie folgt gefasst:

„(31) § 13a in der Fassung des Gesetzes vom …

(BGBl. I S. …) ist erstmals für das Wirtschaftjahr

anzuwenden, das nach dem 31. Dezember 2001

endet.“

d) Absatz 32 wird wie folgt gefasst:

„(32) § 14a in der Fassung des Gesetzes vom …

(BGBl. I S. …) ist erstmals für das Wirtschaftjahr

anzuwenden, das nach dem 31. Dezember 2001 en-

det.“

e) Die Absätze 32, 35, 40 bis 46, 47a, 52 und 57 wer-

den aufgehoben.

60. § 55 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe a wird die Angabe „4,00 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „2,05 Euro“ er-

setzt.

bb) In Buchstabe b wird die Angabe „5,00 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „2,56 Euro“ er-

setzt.

b) In Nummer 2 wird die Angabe „1,00 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „0,51 Euro“ ersetzt.
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c) In Nummer 3 wird die Tabelle wie folgt gefasst: 

d) In Nummer 4 wird die Angabe „1,00 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „0,51 Euro“ ersetzt.

e) In Nummer 5 wird die Angabe „5,00 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „2,56 Euro“ ersetzt.

f) In Nummer 6 wird die Angabe „0,25 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „0,13 Euro“ ersetzt.

g) In Nummer 7 wird die Angabe „0,50 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „0,26 Euro“ ersetzt.

h) In Nummer 8 wird die Angabe „0,10 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „0,05 Euro“ ersetzt.

61. In § 65 Abs. 2 wird die Angabe „10 Deutsche Mark“

durch die Angabe „5 Euro“ ersetzt.

62. § 66 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das Kindergeld beträgt für das erste und zweite

Kind jeweils 138 Euro, für das dritte Kind 154 Euro

und für das vierte und jedes weitere Kind jeweils

179 Euro monatlich. Abweichend von Satz 1 beträgt

das Kindergeld für ein Kind im Sinne des § 32 Abs. 6

Satz 2 monatlich 16 Euro.“

63. Die Anlagen 2 (zu § 32a Abs. 4) und 3 (zu § 32a Abs. 5)

werden wie folgt gefasst:

 

Lagenvergleichszahl Ausgangsbetrag 

je Quadratmeter 

in Euro 

 

bis 20

21 bis 30

31 bis 40

41 bis 50

51 bis 60

61 bis 70

71 bis 100

über 100

1,28

1,79

2,56

3,58

4,09

4,60

5,11

6,39
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 64. Die Anlagen 4 (zu § 52 Abs. 42), 4a (zu § 52 Abs. 43),

5 (zu § 52 Abs. 42) und 5a (zu § 52 Abs. 43) werden

aufgehoben.

 

Artikel 2 

Änderung der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung

 

Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung in der

Fassung der Bekanntmachung vom 18. Juni 1997 (BGBl. I

S. 1558), zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird

wie folgt geändert:

1. In § 8 wird die Angabe „40 000 Deutsche Mark“ durch

die Angabe „20 500 Euro“ ersetzt.

2. In § 29 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „50 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „25 565 Euro“ ersetzt.

3. In § 50 Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe „100 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „100 Euro“ ersetzt.

4. § 56 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a wird die Angabe „28 403

Deutsche Mark“ durch die Angabe „14 579 Euro“ er-

setzt.

b) In Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a wird die Angabe „14 201

Deutsche Mark“ durch die Angabe „7 289 Euro“ er-

setzt.

5. In § 70 Satz 1 werden die Angabe „800 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „410 Euro“ und die Angabe

„l 600 Deutsche Mark“ durch die Angabe „820 Euro“ er-

setzt.

6. In § 73d Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 wird die Angabe „Deutscher

Mark“ durch die Angabe „Euro“ ersetzt.

7. § 84 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3a wird wie folgt gefasst:

(3a) § 56 in der Fassung des Gesetzes vom …

(BGBl. I S. …) ist erstmals ab dem Veranla-

gungszeitraum 2002 anzuwenden.

b) Absatz 3d wird wie folgt gefasst:

(3d) § 70 in der Fassung des Gesetzes vom …

(BGBl. I S. …) ist erstmals ab dem Veranla-

gungszeitraum 2002 anzuwenden.

c) Der bisherige Absatz 3d wird der neue Absatz 3e.

 

Artikel 3

Änderung der Lohnsteuer-
Durchführungsverordnung

 

Die Lohnsteuer-Durchführungsverordnung in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 1989 (BGBl. I

S. 1848), zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird

wie folgt geändert:

1. In § 4 Abs. 2 Nr. 4 Satz 1 wird die Angabe „2 400 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „1 224 Euro“ ersetzt.

2. In § 7 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „20 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „10 Euro“ ersetzt.

3. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Anwendungszeitraum

Die Vorschriften dieser Verordnung in der Fassung

des Artikels 3 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) sind

erstmals anzuwenden auf den laufenden Arbeitslohn, der

für einen nach dem 31. Dezember 2001 endenden Lohn-

zahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Be-

züge, die nach dem 31. Dezember 2001 zufließen.“

 

Artikel 4

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes

 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 22. April 1999 (BGBl. I S. 817), zuletzt

geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. In § 9 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 wird die Angabe „50 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „25 565 Euro“ ersetzt.

2. In § 24 Satz 1 wird die Angabe „7 500 Deutsche Mark“

durch die Angabe „3 835 Euro“ ersetzt.

3. In § 25 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „30 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „15 339 Euro“ ersetzt.

4. § 54 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung des

Artikels 4 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) ist, so-

weit in den folgenden Absätzen sowie in § 54a nichts

anderes bestimmt ist, erstmals für den Veranlagungszeit-

raum 2002 anzuwenden.“

 

Artikel 5

Änderung der Körperschaftsteuer-
Durchführungsverordnung

 

Die Körperschaftsteuer-Durchführungsverordnung in

der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1996

(BGBl. I S. 365), zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …),

wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt gefasst:

„§2

Kassen mit Rechtsanspruch der Leistungsempfänger

(1) Bei rechtsfähigen Pensions- oder Sterbekassen, die

den Leistungsempfängern einen Rechtsanspruch gewäh-

ren, dürfen die jeweils erreichten Rechtsansprüche der

Leistungsempfänger vorbehaltlich des Absatzes 2 die

folgenden Beträge nicht übersteigen:

als Pension 25 769 Euro jährlich, 

als Witwengeld 17 179 Euro jährlich,

als Waisengeld 5 154 Euro jährlich für jede 

Halbwaise,

10 308 Euro jährlich für jede 

Vollwaise, 

als Sterbegeld 7 669 Euro als Gesamtleistung.
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(2) Die jeweils erreichten Rechtsansprüche, mit Aus-

nahme des Anspruchs auf Sterbegeld, dürfen in nicht

mehr als 12 vom Hundert aller Fälle auf höhere als die in

Absatz 1 bezeichneten Beträge gerichtet sein. Dies gilt

in nicht mehr als 4 vom Hundert aller Fälle uneinge-

schränkt. Im Übrigen dürfen die jeweils erreichten

Rechtsansprüche die folgenden Beträge nicht überstei-

gen:

als Pension 38 654 Euro jährlich, 

als Witwengeld 25 769 Euro jährlich, 

als Waisengeld 7 731 Euro jährlich für jede 

Halbwaise, 

15 461 Euro jährlich für jede 

Vollwaise.“

2. In § 4 werden die Angabe „1 560 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „797 615 Euro“ und die An-

gabe „600 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„306 775 Euro“ ersetzt.

3. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§6

Anwendungszeitraum

Die Körperschaftsteuer-Durchführungsverordnung in

der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom …

(BGBl. I S. …) ist erstmals für den Veranlagungszeit-

raum 2002 anzuwenden.“

Artikel 6

Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995

Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 vom 23. Juni 1993

(BGBl. I S. 944, 975), zuletzt geändert durch … (BGBl. I

S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 werden in Nummer 1 die Angabe „3 672

Deutsche Mark“ durch die Angabe „1 944 Euro“ und

in Nummer 2 die Angabe „1 836 Deutsche Mark“

durch die Angabe „972 Euro“ ersetzt.

b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden in Buchstabe a die Angabe

„306 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„162 Euro“ und in Buchstabe b die Angabe

„153 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„81 Euro“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden in Buchstabe a die Angabe

„71,40 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„37,80 Euro“ und in Buchstabe b die Angabe

„35,70 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„18,90 Euro“ ersetzt.

cc) In Nummer 3 werden in Buchstabe a die Angabe

„10,20 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„5,40 Euro“ und in Buchstabe b die Angabe

„5,10 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„2,70 Euro“ ersetzt.

c) In Absatz 5 werden die Angabe „3 672 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „1 944 Euro“ und die An-

gabe „l 836 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„972 Euro“ ersetzt.

2. In § 4 Satz 3 wird die Angabe „Pfennigs“ durch die An-

gabe „Cents“ ersetzt.

3. Dem § 6 wird folgender Absatz angefügt:

„(4) Das Solidaritätszuschlaggesetz in der Fassung

des Artikels 6 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) ist

erstmals für den Veranlagungszeitraum 2002 anzuwen-

den.“

Artikel 7

Änderung des Gewerbesteuergesetzes

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 19. Mai 1999 (BGBl. I S. 1010, 1491), zuletzt

geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. In § 8 Nr. 7 Satz 2 wird die Angabe „250 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „125 000 Euro“ ersetzt.

2. In § 9 Nr. 5 Satz 3 wird die Angabe „50 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „25 565 Euro“ ersetzt.

3. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „100 Deutsche Mark“ wird durch

die Angabe „50 Euro“ ersetzt.

bb) In Nummer 1 wird die Angabe „48 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „24 500 Euro“ er-

setzt.

cc) In Nummer 2 wird die Angabe „7 500 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „3 835 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Nr. 1 wird die Angabe „24 000 Deutsche

Mark“ jeweils durch die Angabe „12 000 Euro“ er-

setzt.

c) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „50 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „25 000 Euro“ ersetzt. 

4. § 19 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „Deutsche Mark“ durch

das Wort „Euro“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „100 Deutsche Mark“

durch die Angabe „50 Euro“ ersetzt.

5. In § 29 Abs. 3 wird die Angabe „1 000 Deutsche Mark“

durch die Angabe „500 Euro“ ersetzt.

6. § 31 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „100 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „50 000 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 5 wird die Angabe „50 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „25 000 Euro“ ersetzt.

7. In § 34 Abs. 1, 2 und 3 wird jeweils in Satz 1 die Angabe

„20 Deutsche Mark“ durch die Angabe „10 Euro“ er-

setzt.
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8. § 36 wird wie folgt gefasst:

„§36

Zeitlicher Anwendungsbereich

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung des Arti-

kels 7 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) ist erstmals

für den Erhebungszeitraum 2002 anzuwenden.“

Artikel 8

Änderung der Gewerbesteuer-
Durchführungsverordnung

Die Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung in der

Fassung der Bekanntmachung vom 21. März 1991 (BGBl. I

S. 831), zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie

folgt geändert:

1. § 25 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „48 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „24 500 Euro“ ersetzt.

b) In Nummer 3 Satz 2 sowie in Nummer 4 und 5 wird

die Angabe „7 500 Deutsche Mark“ jeweils durch die

Angabe „3 835 Euro“ ersetzt.

2. § 36 wird wie folgt gefasst:

„§36

Zeitlicher Anwendungsbereich

Die Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung in der

Fassung des Artikels 8 des Gesetzes vom … (BGBl. I

S. …) ist erstmals für den Erhebungszeitraum 2002 an-

zuwenden.“

Artikel 9

Änderung des Außensteuergesetzes

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBl. I

S. 1713), zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird

wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „32 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „16 500 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Nr. 1 wird die Angabe „150 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „77 000 Euro“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 wird die Angabe „120 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „62 000 Euro“ er-

setzt.

bb) In Nummer 3 wird die Angabe „300 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „154 000 Euro“

ersetzt.

2. In § 7 Abs. 6 Satz 2 in der Fassung des Gesetzes vom

21. Dezember 1993 ( BGBl. I S. 2310), der nach Maß-

gabe des § 21 Abs. 7 Satz 1 anzuwenden ist, wird die

Angabe „120 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„62 000 Euro“ ersetzt.

3. In § 9 wird die Angabe „120 000 Deutsche Mark“ durch

die Angabe „62 000 Euro“ ersetzt.

4. In § 10 Abs. 6 Satz 1 wird die Angabe „120 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „62 000 Euro“ ersetzt.

5. Dem § 21 wird folgender Absatz 10 angefügt:

„(10) § 2 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 2

und 3 sind in der Fassung des Artikels 9 des Gesetzes

vom … (BGBl. I S. …) erstmals für den Veranlagungs-

zeitraum 2002 anzuwenden. § 7 Abs. 6 Satz 2, § 9 und

§ 10 Abs. 6 Satz 1 sind in der Fassung des Artikels 9 des

Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) erstmals anzuwenden

1. für die Einkommensteuer und die Körperschaftsteuer

für den Veranlagungszeitraum,

2. für die Gewerbesteuer für den Erhebungszeitraum,

für den Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen sind, die in

einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft entstan-

den sind, das nach dem 31. Dezember 2001 beginnt.“

Artikel 10

Änderung des Zerlegungsgesetzes

Das Zerlegungsgesetz vom 6. August 1998 (BGBl. I

S. 1998) wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „50 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „25 000 Euro“ ersetzt.

2. In § 2 Abs. 1 Satz 1, in § 3 Abs. 2 Satz 1 und in § 5

Abs. 2 Satz 1 werden die Angabe „1 Million Deutsche

Mark“ jeweils durch die Angabe „500 000 Euro“ ersetzt.

3. In § 7 Abs. 3 Satz 3 wird das Wort „Pfennigbeträge“

durch das Wort „Centbeträge“ ersetzt.

4. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 1 wird durch die folgenden Sätze er-

setzt: 

„Die Zerlegung der Körperschaftsteuer nach dem

Zweiten Abschnitt des Gesetzes in der Fassung des

Artikels 10 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) ist

erstmals für den Veranlagungszeitraum 2002 durch-

zuführen. Die Zerlegung der Körperschaftsteuer für

die Veranlagungszeiträume 1998 bis 2001 richtet sich

nach dem Zerlegungsgesetz in der Fassung vom

6. August 1998 (BGBl. I S. 1998).“

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

„§ 7 Abs. 3 Satz 3 ist erstmals für nach dem

31. Dezember 2001 endende Feststellungszeiträume

anzuwenden.“

Artikel 11

Änderung des Eigenheimzulagengesetzes

Das Eigenheimzulagengesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 26. März 1997 (BGBl. I S.734), zuletzt

geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:



Drucksache 14/3554 – 30 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

1. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „160 000 Deutsche Mark“

durch die Angabe „81 807 Euro“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Angabe „160 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „81 807 Euro“ und die An-

gabe „320 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„163 614 Euro“ ersetzt.

c) In Satz 3 werden die Angabe „60 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „30 678 Euro“ und die An-

gabe „30 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„15 339 Euro“ ersetzt.

2. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „5 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „2 556 Euro“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „2 500 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „1 278 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „1 500 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „767 Euro“ ersetzt.

3. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „10 000 Deutsche Mark“

durch die Angabe „5 113 Euro“ ersetzt.

b) In Satz 4 wird die Angabe „2 400 Deutsche Mark“

durch die Angabe „1 227 Euro“ ersetzt.

c) In Satz 5 wird die Angabe „500 Deutsche Mark“

durch die Angabe „256 Euro“ ersetzt.

4. Dem § 19 wird folgender neuer Absatz 7 angefügt:

„(7) § 5 Satz 1 bis 3, § 9 Abs. 2 Satz 1 und 2 und

Abs. 5 Satz 1 und § 17 Satz 1, 4 und 5 in der Fassung

des Artikels 11 des Gesetzes vom (BGBl. I S. …) sind

erstmals anzuwenden auf nach dem 31. Dezember 2001

fertiggestellte oder angeschaffte Wohnungen, fertigge-

stellte Ausbauten und Erweiterungen oder angeschaffte

Genossenschaftsanteile.“

Artikel 12

Änderung des Investitionszulagengesetzes 1999

Das Investitionszulagengesetz 1999 vom 18. August 1997

(BGBl. I S. 2070), zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …),

wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „5 000 Deutsche Mark“

durch die Angabe „2 556 Euro“ ersetzt.

b) In Satz 2 Nr. 1 wird die Angabe „1 200 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „614 Euro“ ersetzt.

c) In Satz 2 Nr. 2 wird die Angabe „4 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „2 045 Euro“ ersetzt.

2. § 4 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „5 000 Deutsche Mark“

durch die Angabe „2 556 Euro“ ersetzt.

b) In Satz 2 Nr. 3 Satz 1 und 2 wird die Angabe

„40 000 Deutsche Mark“ jeweils durch die Angabe

„20 452 Euro“ ersetzt.

3. Dem § 10 wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) § 3 Abs. 3 Satz 1 und 2 Nr. 1 und 2 und § 4

Abs. 2 Satz 1 und 2 Nr. 3 Satz 1 und 2 in der Fassung

des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) ist erstmals für die

Festsetzung der Investitionszulage für das Kalenderjahr

2002 anzuwenden.“

Artikel 13

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes

Das Grunderwerbsteuergesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 26. Februar 1997 (BGBl. I S. 418,

1804), zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie

folgt geändert:

1. In § 3 Nr. 1 wird die Angabe „5 000 Deutsche Mark“

durch die Angabe „2 500 Euro“ ersetzt.

2. In § 11 Abs. 2 wird die Angabe „Deutsche Mark“ durch

die Angabe „Euro“ ersetzt.

3. In § 17 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „5 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „2 500 Euro“ ersetzt.

Artikel 14

Änderung des Umsatzsteuergesetzes

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 9. Juni 1999 (BGBl. I S. 1270), zuletzt geändert

durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. In § 1a Abs. 3 Nr. 2 wird die Angabe „25 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „12 500 Euro“ ersetzt.

2. In § 3c Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 wird die Angabe „200 000

Deutsche Mark“ durch die Angabe „100 000 Euro“ er-

setzt.

3. § 4 Nr. 6 Buchstabe b wird aufgehoben.

4. In § 16 Abs. 6 Satz 1 wird die Angabe „Deutsche Mark“

durch die Angabe „Euro“ ersetzt.

5. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe „12 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „6 136 Euro“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „1 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „512 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 2a Satz 1 wird die Angabe „12 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „6136 Euro“ ersetzt.

c) In Absatz 5 Nr. 3 Satz 4 wird die Angabe „fünf Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „2,50 Euro“ ersetzt.
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6. § 18a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „400 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „200 000 Euro“

ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „30 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „15 000 Euro“

ersetzt.

b) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe „5 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „2 500 Euro“ ersetzt.

7. In § 19 Abs. 1 Satz 1 werden die Angabe „32 500

Deutsche Mark“ durch die Angabe „16 620 Euro“ und

die Angabe „100 000 Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „50 000 Euro“ ersetzt.

8. § 20 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird die Angabe „250 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „125 000 Euro“ er-

setzt.

b) In Absatz 2 werden die Angabe „250 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „125 000 Euro“ und die

Angabe „1 Million Deutsche Mark“ durch die An-

gabe „500 000 Euro“ ersetzt.

9. In § 23a Abs. 2 wird die Angabe „60 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „30 678 Euro“ ersetzt.

10. In § 25a Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe „1 000 DM“

durch die Angabe „500 Euro“ ersetzt.

11. In § 26a Abs. 2 wird die Angabe „10 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „5 000 Euro“ ersetzt.

Artikel 15

Änderung der Umsatzsteuer-
Durchführungsverordnung

Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 9. Juni 1999 (BGBl. I

S. 1308), zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird

wie folgt geändert:

1. In § 25 wird die Angabe „8,67 Pfennig“ durch die An-

gabe „4,43 Cent“ ersetzt.

2. In § 33 Satz 1 wird die Angabe „200 Deutsche Mark“

durch die Angabe „100 Euro“ ersetzt.

3. § 44 wird wie folgt geändert:

a) In den Absätzen 1 und 2 Satz 2 werden jeweils die

Angabe „500 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„250 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 3 wird die Angabe „2 000 Deutsche Mark“

durch die Angabe „l 000 Euro“ ersetzt.

c) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „12 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „6 000 Euro“ ersetzt.

4. In § 53 Abs. 6 Satz 1 wird die Angabe „Deutsche Mark“

durch die Angabe „Euro“ ersetzt.

5. In § 61 Abs. 2 werden in Satz 1 die Angabe „400 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „200 Euro“, in Satz 3 die

Angabe „50 Deutsche Mark“ durch die Angabe „25 Euro“

und in Satz 4 die Angabe „1 000 Deutsche Mark“ durch

die Angabe „500 Euro“ und die Angabe „500 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „250 Euro“ ersetzt.

6. In § 69 Abs. 3 wird die Angabe „120 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „61 356 Euro“ ersetzt.

Artikel 16

Änderung der Verordnung über die Erstattung 
von Umsatzsteuer an ausländische ständige 

diplomatische Missionen und berufskonsularische 
Vertretungen sowie an ihre ausländischen 

Mitglieder

Die Verordnung über die Erstattung von Umsatzsteuer an

ausländische ständige diplomatische Missionen und berufs-

konsularische Vertretungen sowie an ihre ausländischen

Mitglieder in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Ok-

tober 1988 (BGBl. I S. 1780) wird wie folgt geändert:

1. Im Titel wird der Abkürzung der Verordnung in der

Klammer folgende Kurzbezeichnung vorangestellt:

„Umsatzsteuererstattungsverordnung –“.

2. In § 1 Abs. 1 wird die Angabe „200 Deutsche Mark“

durch die Angabe „100 Euro“ ersetzt.

3. In § 2 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „2 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „1 200 Euro“ ersetzt.

Artikel 17

Änderung des Bewertungsgesetzes

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), zuletzt geän-

dert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. In § 12 Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „in Deutscher

Mark oder in einer ausländischen Währung“ gestrichen.

2. § 22 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Der Einheitswert wird neu festgestellt (Wertfort-

schreibung), wenn der in Deutscher Mark ermittelte und

auf volle hundert Deutsche Mark abgerundete Wert, der

sich für den Beginn eines Kalenderjahrs ergibt, von dem

entsprechenden Wert des letzten Feststellungszeitpunkts

nach oben um mehr als den zehnten Teil, mindestens

aber um 5 000 Deutsche Mark, oder um mehr als

100 000 Deutsche Mark, nach unten um mehr als den

zehnten Teil, mindestens aber um 500 Deutsche Mark,

oder um mehr als 5 000 Deutsche Mark, abweicht.“

3. § 30 wird wie folgt gefasst:

„§ 30

Abrundung

Die in Deutscher Mark ermittelten Einheitswerte wer-

den auf volle hundert Deutsche Mark nach unten abge-

rundet und danach in Euro umgerechnet.“
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4. § 152 wird wie folgt gefasst:

„§ 152

Anwendung des Gesetzes

(1) Das Bewertungsgesetz in der Fassung des Arti-

kels 17 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) ist erstmals

zum 1. Januar 2002 anzuwenden.

(2) Soweit die §§ 40, 41, 44, 49, 55 und 125 Beträge

in Deutscher Mark enthalten, gelten diese nach dem

31. Dezember 2001 als Berechnungsgrößen fort.“

5. In den Anlagen 9 und 9a zum Bewertungsgesetz werden

die Wörter „einer Deutschen Mark“ jeweils durch die

Wörter „einem Euro“ ersetzt.

Artikel 18

Änderungen von Verordnungen zum 
Bewertungsgesetz

1. § 4 der Verordnung zur Durchführung des § 55 Abs. 3

und 4 des Bewertungsgesetzes vom 27. Juli 1967

(BGBl. I S. 805) wird wie folgt gefasst:

„§ 4

Die in dieser Verordnung genannten Beträge in Deut-

scher Mark gelten nach dem 31. Dezember 2001 als Be-

rechnungsgrößen fort.“

2. § 2 der Verordnung zur Durchführung des § 55 Abs. 8

des Bewertungsgesetzes vom 11. August 1967 (BGBl. I

S. 906) wird wie folgt gefasst:

„§ 2

Die in dieser Verordnung genannten Beträge in Deut-

scher Mark gelten nach dem 31. Dezember 2001 als Be-

rechnungsgrößen fort.“

3. § 5 der Verordnung zur Durchführung des § 90 des Be-

wertungsgesetzes vom 2. September 1966 (BGBl. I

S. 553), die durch Verordnung vom 25. Februar 1970

(BGBl. I S. 216) geändert worden ist, wird wie folgt ge-

fasst:

„§ 5

Die in dieser Verordnung genannten Beträge in Deut-

scher Mark gelten nach dem 31. Dezember 2001 als Be-

rechnungsgrößen fort.“

Artikel 19

Änderung des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes

Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz in der

Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 1997

(BGBl. I S. 378), zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …),

wird wie folgt geändert:

1. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 5 wird die Angabe „100 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „50 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 5 Nr. 3 Satz 2 wird die Angabe „20 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „10 000 Euro“ ersetzt.

2. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden in Buchstabe a die Angabe

„80 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„40 000 Euro“ und in Buchstabe b und c die Angabe

„20 000 Deutsche Mark“ jeweils durch die Angabe

„10 000 Euro“ ersetzt.

b) In Nummer 6 wird die Angabe „80 000 Deutsche

Mark“ jeweils durch die Angabe „40 000 Euro“ er-

setzt.

c) In Nummer 9 wird die Angabe „10 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „5 000 Euro“ ersetzt.

3. § 13a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „500 000

Deutsche Mark“ durch die Angabe „250 000 Euro“

ersetzt.

b) In Absatz 5 Nr. 3 wird die Angabe „100 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „50 000 Euro“ ersetzt.

4. § 16 wird wie folgt gefasst:

„§ 16

Freibeträge

(1) Steuerfrei bleibt in den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 1

der Erwerb

1. des Ehegatten in Höhe von 300 000 Euro;

2. der Kinder im Sinne der Steuerklasse I Nr. 2 und der

Kinder verstorbener Kinder im Sinne der Steuer-

klasse I Nr. 2 in Höhe von 200 000 Euro;

3. der übrigen Personen der Steuerklasse I in Höhe von

50 000 Euro;

4. der Personen der Steuerklasse II in Höhe von

10 000 Euro;

5. der Personen der Steuerklasse III in Höhe von

5 000 Euro.

(2) An die Stelle des Freibetrags nach Absatz 1 tritt in

den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 3 ein Freibetrag von

1 000 Euro.“

5. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „500 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „250 000 Euro“ er-

setzt.

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Neben dem Freibetrag nach § 16 Abs. 1 Nr. 2 wird

Kindern im Sinne der Steuerklasse I Nr. 2 (§ 15

Abs. 1) für Erwerbe von Todes wegen ein besonderer

Versorgungsfreibetrag in folgender Höhe gewährt:

1. bei einem Alter bis zu 5 Jahren in Höhe von

50 000 Euro;

2. bei einem Alter von mehr als 5 bis zu 10 Jahren in

Höhe von 40 000 Euro;

3. bei einem Alter von mehr als 10 bis zu 15 Jahren

in Höhe von 30 000 Euro;
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4. bei einem Alter von mehr als 15 bis zu 20 Jah-

ren in Höhe von 20 000 Euro;

5. bei einem Alter von mehr als 20 Jahren bis zur

Vollendung des 27. Lebensjahres in Höhe von

10 000 Euro.“

6. In § 18 wird die Angabe „500 Deutsche Mark“ durch

die Angabe „250 Euro“ ersetzt.

7. § 19 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Erbschaftsteuer wird nach folgenden Vom-

hundertsätzen erhoben: 

8. In § 19a Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 wird die Angabe „100 000

Deutsche Mark“ durch die Angabe „50 000 Euro“ er-

setzt.

9. In § 20 Abs. 7 wird die Angabe „1 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „500 Euro“ ersetzt.

10. In § 22 wird die Angabe „50 Deutsche Mark“ durch

die Angabe „25 Euro“ ersetzt.

11. § 37 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Dieses Gesetz in der Fassung des Artikels 19

des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) findet auf Er-

werbe Anwendung, für die die Steuer nach dem

31. Dezember 2001 entstanden ist oder entsteht.“

Artikel 20

Änderung der Erbschaftsteuer-
Durchführungsverordnung

Die Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung vom

8. September 1998 (BGBl. I S. 2658) wird wie folgt geän-

dert:

1. In § 1 Abs. 4 Nr. 2 wird die Angabe „2 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „1 000 Euro“ ersetzt.

2. In § 3 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „2 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „1 000 Euro“ ersetzt.

3. In § 7 Abs. 4 Nr. 1 wird die Angabe „10 000 Deutsche

Mark“ jeweils durch die Angabe „5 000 Euro“ ersetzt.

4. In § 8 Abs. 3 wird die Angabe „10 000 Deutsche Mark“

jeweils durch die Angabe „5 000 Euro“ ersetzt.

5. § 12 wird wie folgt gefasst:

„§ 12

Anwendung der Verordnung

Diese Verordnung in der Fassung des Artikels 20 des

Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) findet auf Erwerbe An-

wendung, für die die Steuer nach dem 31. Dezember

2001 entstanden ist oder entsteht.“

6. In Muster 1, 2, 5 und 6 wird jeweils die Angabe „DM“

durch die Angabe „EUR“ ersetzt.

Artikel 21

Änderung des Grundsteuergesetzes

Das Grundsteuergesetz vom 7. August 1973 (BGBl. I

S. 965), zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie

folgt geändert:

1. In § 15 Abs. 2 Nr. 1 wird die Angabe „75 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „37 500 Euro“ ersetzt.

2. In § 22 Abs. 2 wird die Angabe „fünfzig Deutsche

Mark“ durch die Angabe „fünfundzwanzig Euro“ er-

setzt.

3. In § 23 Abs. 2 wird die Angabe „zwanzig Deutsche

Mark“ durch die Angabe „zehn Euro“ ersetzt.

4. In § 28 Abs. 2 werden in Nummer 1 die Angabe „dreißig

Deutsche Mark“ durch die Angabe „fünfzehn Euro“ und

in Nummer 2 die Angabe „sechzig Deutsche Mark“

durch die Angabe „dreißig Euro“ ersetzt.

5. In § 38 wird die Jahreszahl „2000“ durch die Jahreszahl

„2002“ ersetzt.

6. § 42 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden in Buchstabe a die Angabe

„2 Deutsche Mark“ durch die Angabe „1 Euro“, in

Buchstabe b die Angabe „1,50 Deutsche Mark“

durch die Angabe „75 Cent“ und in Buchstabe c die

Angabe „10 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„5 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „Deutsche Pfen-

nige“ durch die Angabe „Cent“ ersetzt.

Artikel 22

Änderung der 
Grundsteuerdurchführungsverordnung

In § 29 der Grundsteuerdurchführungsverordnung vom

1. Juli 1937 (RGBl. I S. 733), zuletzt geändert durch …

(BGBl. I S. …), wird die Angabe „30 000 RM“ jeweils

durch die Angabe „15 000 Euro“ ersetzt.

Artikel 23

Änderung der Abgabenordnung

Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I

S. 613, 1977 I S. 269), zuletzt geändert durch … (BGBl. I

S. …), wird wie folgt geändert:

Wert des steuer-

pflichtigen 

Erwerbs (§ 10)

bis einschließlich 

… Euro

Vomhundertsatz 

in der Steuerklasse

l II III

50 000

250 000

500 000

5 000 000

12 500 000

25 000 000

über 25 000 000

7

11

15

19

23

27

30

12

17

22

27

32

37

40

17

23

29

35

41

47

50“
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1. In § 64 Abs. 3 wird die Angabe „60 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „30 678 Euro“ ersetzt.

2. In § 67a Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „60 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „30 678 Euro“ ersetzt.

3. In § 115 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „fünfzig Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „fünfundzwanzig Euro“

ersetzt.

4. § 141 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „500 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „260 000 Euro“ ersetzt.

b) In Nummer 3 wird die Angabe „40 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „20 500 Euro“ ersetzt.

c) In Nummer 4 und 5 wird die Angabe „48 000 Deut-

sche Mark“ jeweils durch die Angabe „25 000 Euro“

ersetzt.

5. In § 152 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „fünfzigtausend

Deutsche Mark“ durch die Angabe „fünfundzwanzigtau-

send Euro“ ersetzt.

6. § 156 wird wie folgt gefasst:

„§ 156

Absehen von Steuerfestsetzung

(1) Das Bundesministerium der Finanzen kann zur

Vereinfachung der Verwaltung durch Rechtsverordnung

bestimmen, dass Steuern und steuerliche Nebenleistun-

gen nicht festgesetzt werden, wenn der Betrag, der fest-

zusetzen ist, einen durch diese Rechtsverordnung zu be-

stimmenden Betrag voraussichtlich nicht übersteigt; der

zu bestimmende Betrag darf 10 Euro nicht überschrei-

ten. Die Rechtsverordnung bedarf nicht der Zustimmung

des Bundesrates, soweit sie Zölle und Verbrauchsteuern,

mit Ausnahme der Biersteuer, betrifft.

(2) Die Festsetzung von Steuern und steuerlichen Ne-

benleistungen kann unterbleiben, wenn feststeht, dass

die Einziehung keinen Erfolg haben wird, oder wenn die

Kosten der Einziehung einschließlich der Festsetzung

außer Verhältnis zu dem Betrag stehen.“

7. § 238 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Für die Berechnung der Zinsen wird der zu ver-

zinsende Betrag jeder Steuerart auf den nächsten durch

fünfzig Euro teilbaren Betrag abgerundet.“

8. § 239 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Zinsen sind auf volle Euro zum Vorteil des Steu-

erpflichtigen gerundet festzusetzen. Sie werden nur dann

festgesetzt, wenn sie mindestens zehn Euro betragen.“

9. § 240 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Wird eine Steuer nicht bis zum Ablauf des Fällig-

keitstages entrichtet, so ist für jeden angefangenen Mo-

nat der Säumnis ein Säumniszuschlag von eins vom

Hundert des abgerundeten rückständigen Steuerbetrags

zu entrichten; abzurunden ist auf den nächsten durch

fünfzig Euro teilbaren Betrag.“

10. § 275 wird wie folgt gefasst:

„§ 275

Abrundung

Der aufzuteilende Betrag ist auf volle Euro nach un-

ten abzurunden. Die errechneten aufgeteilten Beträge

sind so auf den nächsten durch zehn Cent teilbaren Be-

trag auf- oder abzurunden, dass ihre Summe mit dem

der Aufteilung zugrunde liegenden Betrag überein-

stimmt.“

11. In § 329 wird die Angabe „fünfzigtausend Deutsche

Mark“ durch die Angabe „fünfundzwanzigtausend

Euro“ ersetzt.

12. In § 339 Abs. 4 Satz 2 werden die Wörter „; sie beträgt

in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 mindestens 20 Deut-

sche Mark“ gestrichen.

13. In § 341 Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe „sechzig Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „dreißig Euro“ ersetzt.

14. § 343 wird aufgehoben.

15. In § 344 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 wird die Angabe „eine

Deutsche Mark“ durch die Angabe „0,50 Euro“ ersetzt.

16. In § 378 Abs. 2 wird die Angabe „hunderttausend

Deutsche Mark“ durch die Angabe „fünfzigtausend

Euro“ ersetzt.

17. In § 379 Abs. 4 wird die Angabe „zehntausend Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „fünftausend Euro“ er-

setzt.

18. In § 380 Abs. 2 wird die Angabe „zehntausend Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „fünftausend Euro“ er-

setzt.

19. In § 381 Abs. 2 wird die Angabe „zehntausend Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „fünftausend Euro“ er-

setzt.

20. In § 382 Abs. 3 wird die Angabe „zehntausend Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „fünftausend Euro“ er-

setzt.

21. In § 383 Abs. 2 wird die Angabe „hunderttausend

Deutsche Mark“ durch die Angabe „fünfzigtausend

Euro“ ersetzt.

Artikel 24

Änderung des Einführungsgesetzes zur 
Abgabenordnung

Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung

vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667),

das zuletzt durch … (BGBl. I S. …) geändert worden ist,

wird wie folgt geändert:

1. Dem § 1 wird folgender Absatz 8 angefügt:

„(8) Die durch Artikel … des Gesetzes vom …

(BGBl. I S. …) geänderten Vorschriften sind auf alle bei

Inkrafttreten des Gesetzes anhängigen Verfahren anzu-

wenden, soweit nichts anderes bestimmt ist.“
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2. Nach § 3 wird folgender § 4 eingefügt:

„§ 4

Mitteilungsverordnung

§ 7 Abs. 2 Satz 1 der Mitteilungsverordnung vom

7. September 1993 (BGBl. I S. 1554) in der Fassung des

Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) ist erst-

mals auf im Kalenderjahr 2002 geleistete Zahlungen an-

zuwenden.“

3. Dem § 8 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) § 152 Abs. 2 Satz 1 der Abgabenordnung in der

Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I

S. …) ist erstmals auf Steuererklärungen anzuwenden,

die nach dem 31. Dezember 2001 beginnende Besteue-

rungszeiträume betreffen.“

4. Nach § 9 wird folgender § 9a eingefügt:

„§ 9a

Absehen von Steuerfestsetzung, Abrundung

(1) Die Vorschriften der Kleinbetragsverordnung vom

10. Dezember 1980 (BGBl. I S. 2255) in der Fassung

des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …)

sind auf Festsetzungen und Feststellungen anzuwenden,

die nach dem 31. Dezember 2001 beginnende Besteue-

rungs- oder Förderzeiträume betreffen. Im Übrigen blei-

ben die Vorschriften der Kleinbetragsverordnung in der

bis zum … [Tag vor dem Inkrafttreten des Gesetzes] gel-

tenden Fassung vorbehaltlich des Absatzes 2 weiter an-

wendbar.

(2) § 8 Abs. 1 Satz 1 der Kleinbetragsverordnung vom

10. Dezember 1980 (BGBl. I S. 2255) in der bis zum …

[Tag vor dem Inkrafttreten des Gesetzes] geltenden Fas-

sung ist auf Zinsen letztmals anzuwenden, wenn die Zin-

sen vor dem 1. Januar 2002 festgesetzt werden.“

5. Dem § 15 wird folgender Absatz 10 angefügt:

„(10) § 238 Abs. 2 der Abgabenordnung in der Fas-

sung des Artikels … Nr. … des Gesetzes vom …

(BGBl. I S. …) gilt in allen Fällen, in denen Zinsen für

Monate zu berechnen sind, die nach dem 31. Dezember

2001 begonnen haben. Soweit Zinsen für frühere Zeit-

räume berechnet werden, gilt § 238 Abs. 2 der Abgaben-

ordnung in der bisher geltenden Fassung weiter. § 239

Abs. 2 der Abgabenordnung in der Fassung von Arti-

kel… Nr. … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) gilt in

allen Fällen, in denen Zinsen nach dem 31. Dezember

2001 festgesetzt werden.“

6. Dem § 16 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) § 240 Abs. 1 Satz 1 der Abgabenordnung in der

Fassung von Artikel … Nr. … des Gesetzes vom …

(BGBl. I S. …) gilt erstmals für Säumniszuschläge, die

nach dem 31. Dezember 2001 entstehen.“

Artikel 25

Änderung der Mitteilungsverordnung

In § 7 Abs. 2 Satz 1 der Mitteilungsverordnung vom

7. September 1993 (BGBl. I S. 1554), die zuletzt durch …

(BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird die Angabe

„3 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe „1 500 Euro“ er-

setzt.

Artikel 26

Kleinbetragsverordnung

„Kleinbetragsverordnung (KBV)

§ 1

Änderung oder Berichtigung von Steuerfestsetzungen

(1) Festsetzungen der

1. Einkommensteuer,

2. Körperschaftsteuer,

3. Erbschaftsteuer (Schenkungsteuer),

4. Grunderwerbsteuer sowie

5. der Rennwett- und Lotteriesteuer

werden nur geändert oder berichtigt, wenn die Abweichung

von der bisherigen Festsetzung mindestens 10 Euro beträgt.

Bei der Einkommensteuer und bei der Körperschaftsteuer

ist die jeweils nach Anrechnung von Steuerabzugsbeträgen

und von Körperschaftsteuer verbleibende Steuerschuld zu

vergleichen.

(2) Eine angemeldete Umsatzsteuervorauszahlung, eine

für das Kalenderjahr angemeldete Umsatzsteuer, eine ange-

meldete Feuerschutzsteuer oder eine angemeldete Versiche-

rungsteuer wird von der Finanzbehörde nur abweichend

festgesetzt, geändert oder berichtigt, wenn die Abweichung

von der angemeldeten Steuer mindestens 10 Euro beträgt.

Dasselbe gilt, wenn diese Steuern durch Steuerbescheid

festgesetzt worden sind.

(3) Ist Lohnsteuer durch Steuerbescheid festgesetzt oder

ist eine durch Lohnsteuer-Anmeldung bewirkte Festsetzung

unanfechtbar geworden, gilt Absatz 2 entsprechend.

§ 2

Änderung oder Berichtigung der Festsetzung eines 

Gewerbesteuermessbetrages

Die Festsetzung eines Gewerbesteuermessbetrages wird

nur geändert oder berichtigt, wenn die Abweichung zur bis-

herigen Festsetzung mindestens 2 Euro beträgt.

§ 3

Änderung oder Berichtigung der gesonderten 

Feststellung von Einkünften

(1) Bei gesonderten und einheitlichen Feststellungen von

Einkünften wird die Feststellung zur Höhe der Einkünfte

nur geändert oder berichtigt, wenn sich diese Einkünfte bei

mindestens einem Beteiligten um mindestens 20 Euro ermä-

ßigen oder erhöhen.

(2) Bei gesonderten Feststellungen wird in den Fällen des

§ 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b der Abgabenordnung die

Feststellung zur Höhe der Einkünfte nur geändert oder be-

richtigt, wenn sich diese Einkünfte um mindestens 20 Euro

ermäßigen oder erhöhen.
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§ 4

Änderung oder Berichtigung der Festsetzung einer 

Investitions- oder Eigenheimzulage

Investitions- oder Eigenheimzulagebescheide werden nur

geändert oder berichtigt, wenn sich die Investitionszulage

oder die Eigenheimzulage um mindestens 10 Euro ändert.

§ 5 

Rückforderung von Wohnungsbauprämien

Wohnungsbauprämien werden nur zurückgefordert,

wenn die Rückforderung mindestens 10 Euro beträgt.

§ 6

Kraftfahrzeugsteuer bei Beendigung der Steuerpflicht

Bei Beendigung der Kraftfahrzeugsteuerpflicht wird die

Steuer für den Entrichtungszeitraum, in den das Ende der

Steuerpflicht fällt, auf null Euro festgesetzt, wenn der neu

festzusetzende Betrag weniger als 5 Euro betragen würde.

Dies gilt nicht, wenn gleichzeitig für dasselbe Fahrzeug und

denselben Steuerschuldner die Steuer in geänderter Höhe

neu festgesetzt wird.“

Artikel 27

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 24. Mai 1994 (BGBl. I S. 1102), zuletzt

geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 3b wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 4, 6 und 7 werden die Angabe

„600 Deutsche Mark“ jeweils durch die Angabe

„306,78 Euro“, die Angabe „1 200 Deutsche Mark“

jeweils durch die Angabe „613,55 Euro“, die Angabe

„250 Deutsche Mark“ jeweils durch die Angabe

„127,82 Euro“ und die Angabe „500 Deutsche Mark“

jeweils durch die Angabe „255,65 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Angabe „1 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „511,29 Euro“ und die

Angabe „500 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„255,65 Euro“ ersetzt.

2. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „3,60 DM“ durch

die Angabe „1,84 EUR“ ersetzt.

bb) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchstabe a werden die Angabe

„10,00 DM“ durch die Angabe „5,11 EUR“,

die Angabe „27,00 DM“ durch die Angabe

„13,80 EUR“, die Angabe „13,20 DM“

durch die Angabe „6,75 EUR“ und die

Angabe „30,20 DM“ durch die Angabe

„15,44 EUR“ ersetzt.

bbb) In Buchstabe b werden die Angabe

„12,00 DM“ durch die Angabe „6,14 EUR“,

die Angabe „29,00 DM“ durch die Angabe

„14,83 EUR“, die Angabe „14,40 DM“

durch die Angabe „7,36 EUR“ und die

Angabe „31,40 DM“ durch die Angabe

„16,05 EUR“ ersetzt.

ccc) In Buchstabe c werden die Angabe

„13,20 DM“ durch die Angabe „6,75 EUR“,

die Angabe „37,10 DM“ durch die Angabe

„18,97 EUR“, die Angabe „21,20 DM“

durch die Angabe „10,84 EUR“, die

Angabe „45,10 DM“ durch die Angabe

„23,06 EUR“, die Angabe „29,60 DM“

durch die Angabe „15,13 EUR“ und die

Angabe „53,50 DM“ durch die Angabe

„27,35 EUR“ ersetzt.

ddd) In Buchstabe d werden die Angabe

„21,60 DM“ durch die Angabe

„11,04 EUR“, die Angabe „45,50 DM“

durch die Angabe „23,26 EUR“, die An-

gabe „29,60 DM“ durch die Angabe

„15,13 EUR“, die Angabe „53,50 DM“

durch die Angabe „27,35 EUR“, die An-

gabe „41,20 DM“ durch die Angabe

„21,07 EUR“ und die Angabe „65,10 DM“

durch die Angabe „33,29 EUR“ ersetzt.

eee) In Buchstabe e werden die Angabe

„33,20 DM“ durch die Angabe

„16,97 EUR“, die Angabe „57,10 DM“

durch die Angabe „29,19 EUR“, die An-

gabe „41,20 DM“ durch die Angabe

„21,07 EUR“, die Angabe „65,10 DM“

durch die Angabe „33,29 EUR“, die An-

gabe „49,60 DM“ durch die Angabe

„25,36 EUR“ und die Angabe „73,50 DM“

durch die Angabe „37,58 EUR“ ersetzt.

fff) In Buchstabe f werden die Angabe

„41,60 DM“ durch die Angabe

„21,27 EUR“, die Angabe „65,50 DM“

durch die Angabe „33,49 EUR“, die An-

gabe „49,60 DM“ durch die Angabe

„25,36 EUR“ und die Angabe „73,50 DM“

durch die Angabe „37,58 EUR“ ersetzt.

cc) In Nummer 3 werden die Angabe „22,00 DM“

durch die Angabe „11,25 EUR“, die Angabe

„23,50 DM“ durch die Angabe „12,02 EUR“

und die Angabe „25,00 DM“ durch die Angabe

„12,78 EUR“ ersetzt.

dd) Nummer 4 Buchstabe a bis d werden wie folgt

gefasst:

„a) zur Schadstoffklasse S 2 im Sinne der An-

lage XIV zu § 48 der Straßenverkehrs-Zu-

lassungs-Ordnung gehören,

von dem Gesamtgewicht

bis zu 2 000 kg 6,42 EUR,

über 2 000 kg bis zu 3 000 kg 6,88 EUR,

über 3 000 kg bis zu 4 000 kg 7,31 EUR,

über 4 000 kg bis zu 5 000 kg 7,75 EUR,

über 5 000 kg bis zu 6 000 kg 8,18 EUR,

über 6 000 kg bis zu 7 000 kg 8,62 EUR,

über 7 000 kg bis zu 8 000 kg 9,36 EUR,

über 8 000 kg bis zu 9 000 kg 10,07 EUR,
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über 9 000 kg bis zu 10 000 kg 10,97 EUR,

über 10 000 kg bis zu 11 000 kg 11,84 EUR,

über 11 000 kg bis zu 12 000 kg 13,01 EUR,

über 12 000 kg bis zu 13 000 kg 14,32 EUR,

über 13 000 kg 15,77 EUR,

insgesamt jedoch nicht mehr als

664,68 EUR,

b) zur Schadstoffklasse S 1 im Sinne der An-

lage XIV zu § 48 der Straßenverkehrs-Zu-

lassungs-Ordnung gehören,

von dem Gesamtgewicht

bis zu 2 000 kg 6,42 EUR,

über 2 000 kg bis zu 3 000 kg 6,88 EUR,

über 3 000 kg bis zu 4 000 kg 7,31 EUR,

über 4 000 kg bis zu 5 000 kg 7,75 EUR,

über 5 000 kg bis zu 6 000 kg 8,18 EUR,

über 6 000 kg bis zu 7 000 kg 8,62 EUR,

über 7 000 kg bis zu 8 000 kg 9,36 EUR,

über 8 000 kg bis zu 9 000 kg 10,07 EUR,

über 9 000 kg bis zu 10 000 kg 10,97 EUR,

über 10 000 kg bis zu 11 000 kg 11,84 EUR,

über 11 000 kg bis zu 12 000 kg 13,01 EUR,

über 12 000 kg bis zu 13 000 kg 14,32 EUR,

über 13 000 kg bis zu 14 000 kg 15,77 EUR,

über 14 000 kg bis zu 15 000 kg 26,00 EUR,

über 15 000 kg 36,23 EUR,

insgesamt jedoch nicht mehr als

1 022,58 EUR,

c) zur Geräuschklasse G 1 im Sinne der An-

lage XIV zu § 48 der Straßenverkehrs-Zu-

lassungs-Ordnung gehören,

von dem Gesamtgewicht

bis zu 2 000 kg 9,64 EUR,

über 2 000 kg bis zu 3 000 kg 10,30 EUR,

über 3 000 kg bis zu 4 000 kg 10,97 EUR,

über 4 000 kg bis zu 5 000 kg 11,61 EUR,

über 5 000 kg bis zu 6 000 kg 12,27 EUR,

über 6 000 kg bis zu 7 000 kg 12,94 EUR,

über 7 000 kg bis zu 8 000 kg 14,03 EUR,

über 8 000 kg bis zu 9 000 kg 15,11 EUR,

über 9 000 kg bis zu 10 000 kg 16,44 EUR,

über 10 000 kg bis zu 11 000 kg 17,74 EUR,

über 11 000 kg bis zu 12 000 kg 19,51 EUR,

über 12 000 kg bis zu 13 000 kg 21,47 EUR,

über 13 000 kg bis zu 14 000 kg 23,67 EUR,

über 14 000 kg bis zu 15 000 kg 39,01 EUR,

über 15 000 kg 54,35 EUR,

insgesamt jedoch nicht mehr als

1 533,88 EUR,

d) die Voraussetzungen nach Buchstabe a, b

oder c nicht erfüllen,

von dem Gesamtgewicht

bis zu 2 000 kg 11,25 EUR,

über 2 000 kg bis zu 3 000 kg 12,02 EUR,

über 3 000 kg bis zu 4 000 kg 12,78 EUR,

über 4 000 kg bis zu 5 000 kg 13,55 EUR,

über 5 000 kg bis zu 6 000 kg 14,32 EUR,

über 6 000 kg bis zu 7 000 kg 15,08 EUR,

über 7 000 kg bis zu 8 000 kg 16,36 EUR,

über 8 000 kg bis zu 9 000 kg 17,64 EUR,

über 9 000 kg bis zu 10 000 kg 19,17 EUR,

über 10 000 kg bis zu 11 000 kg 20,71 EUR,

über 11 000 kg bis zu 12 000 kg 22,75 EUR,

über 12 000 kg bis zu 13 000 kg 25,05 EUR,

über 13 000 kg bis zu 14 000 kg 27,61 EUR,

über 14 000 kg bis zu 15 000 kg 45,50 EUR,

über 15 000 kg 63,40 EUR,

insgesamt jedoch nicht mehr als

1 789,52 EUR.“

ee) In Nummer 5 werden die Angabe „14,60 DM“

durch die Angabe „7,46 EUR“ und die Angabe

„1 750 DM“ durch die Angabe „894,76 EUR“

ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „1 DM“ durch

die Angabe „0,51 EUR“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden die Angabe „3 DM“ durch

die Angabe „1,53 EUR“, die Angabe „9 DM“

durch die Angabe „4,60 EUR“ und die Angabe

„12 DM“ durch die Angabe „6,14 EUR“ ersetzt.

cc) In Nummer 3 werden die Angabe „2 DM“ durch

die Angabe „1,02 EUR“, die Angabe „4 DM“

durch die Angabe „2,05 EUR“ und die Angabe

„6 DM“ durch die Angabe „3,07 EUR“ ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „90 DM“ durch

die Angabe „46,02 EUR“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „375 DM“ durch

die Angabe „191,73 EUR“ ersetzt.

3. § 10 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„(3) Der Anhängerzuschlag für die Dauer eines Jahres

beträgt, wenn das verkehrsrechtlich zulässige Gesamtge-

wicht des schwersten Kraftfahrzeuganhängers

1. nicht mehr als 10 000 kg beträgt, 373,24 EUR,

2. mehr als 10 000 kg, aber nicht mehr 

als 12 000 kg beträgt, 447,89 EUR,

3. mehr als 12 000 kg, aber nicht mehr 

als 14 000 kg beträgt, 522,54 EUR,

4. mehr als 14 000 kg, aber nicht mehr 

als 16 000 kg beträgt, 597,19 EUR,

5. mehr als 16 000 kg, aber nicht mehr 

als 18 000 kg beträgt, 671,84 EUR,

6. mehr als 18 000 kg beträgt, 894,76 EUR.“

4. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Angabe „1 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „500 Euro“ und die

Angabe „2 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„1 000 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 5 wird die Angabe „Deutsche Mark“ durch

die Angabe „Euro“ ersetzt.
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5. In § 18 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „20 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „10 Euro“ ersetzt.

Artikel 28

Änderung der Kraftfahrzeugsteuer-
Durchführungsverordnung

In § 8 Satz 2 der Kraftfahrzeugsteuer-Durchführungsver-

ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Mai

1994 (BGBl. I S. 1144), die zuletzt durch … (BGBl. I S. …)

geändert worden ist, wird die Angabe „20 Deutsche Mark“

durch die Angabe „10 Euro“ ersetzt.

Artikel 29

Änderung des Versicherungsteuergesetzes

Das Versicherungsteuergesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 10. Januar 1996 (BGBl. I S. 22), zuletzt

geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. In § 4 Nr. 9 Satz 1 wird die Angabe „7 500 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „4 000 Euro“ ersetzt.

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4.

3. In § 6 Abs. 2 Nr. 3 wird die Angabe „20 Pfennig für je

1 000 Deutsche Mark der Versicherungssumme oder ei-

nen Teil davon“ durch die Angabe „0,2 vom Tausend der

Versicherungssumme“ ersetzt.

4. In § 8 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „6 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „3 000 Euro“ ersetzt.

Artikel 30

Änderung der Versicherungsteuer-
Durchführungsverordnung

In § 5 der Versicherungsteuer-Durchführungsverord-

nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Januar

1996 (BGBl. I S. 28), die zuletzt durch … (BGBl. I S. …)

geändert worden ist, wird die Angabe „7 500 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „4 000 Euro“ ersetzt.

Artikel 31

Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes

Das Feuerschutzsteuergesetz in der Fassung der Bekannt-

machung vom 10. Januar 1996 (BGBl. I. S. 18), zuletzt ge-

ändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Abs. 5 wird das Wort „ausländischer“ durch das

Wort „anderer“ ersetzt.

2. In § 8 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „2 400 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „1 200 Euro“ ersetzt.

Artikel 32

Änderung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes

Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 30. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2678)

wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „100 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „50 Euro“ ersetzt.

2. In § 2a Satz 1 werden die Angabe „50 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „25 600 Euro“ und die An-

gabe „100 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„51 200 Euro“ ersetzt.

3. In § 3 Abs. 2 Satz 1 werden die Angabe „1 000 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „512 Euro“ und die Angabe

„2 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe „1 024 Euro“

ersetzt.

4. § 10 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Dieses Gesetz in der Fassung des Artikels 32 des Ge-

setzes vom … (BGBl. I S. …) ist erstmals für das Spar-

jahr 2002 anzuwenden.“

Artikel 33

Änderung des Fünften 
Vermögensbildungsgesetzes

Das Fünfte Vermögensbildungsgesetz in der Fassung der

Bekanntmachung vom 4. März 1994 (BGBl. I S. 406), zu-

letzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geän-

dert:

1. In § 4 Abs. 3 und Abs. 4 Nr. 6 wird jeweils die Angabe

„300 Deutsche Mark“ durch die Angabe „150 Euro“ er-

setzt.

2. In § 11 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „25 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „13 Euro“ und die Angabe

„75 Deutsche Mark“ jeweils durch die Angabe „39 Euro“

ersetzt.

3. § 13 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „35 000 Deut-

sche Mark“ durch die Angabe „17 900 Euro“ und die

Angabe „70 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe

„35 800 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „800 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „408 Euro“ und die Angabe

„936 Deutsche Mark“ durch die Angabe „480 Euro“

ersetzt.
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Artikel 34

Änderung der Verordnung zur Durchführung des 
Fünften Vermögensbildungsgesetzes

Die Verordnung zur Durchführung des Fünften Vermö-

gensbildungsgesetzes vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I

S. 3904) wird wie folgt geändert:

1. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Deutsche-Mark-

Betrag“ durch das Wort „Euro-Betrag“ ersetzt.

b) In den Absätzen 3 und 4 Satz 1 wird die Angabe

„300 Deutsche Mark“ jeweils durch die Angabe

„150 Euro“ ersetzt.

2. In § 8 Abs. 1 Nr. 2 wird die Angabe „300 Deutsche

Mark“ durch die Angabe „150 Euro“ ersetzt.

3. In § 9 Satz 2 wird die Angabe „fünf Deutsche Mark“

durch die Angabe „fünf Euro“ ersetzt.

4. § 11 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Diese Verordnung in der Fassung des Artikels 34

des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) ist ab 1. Januar

2002 anzuwenden.“

Artikel 35

Änderung des Gesetzes über Bergmannsprämien

Das Gesetz über Bergmannsprämien in der Fassung der

Bekanntmachung vom 12. Mai 1969 (BGBl. I S. 434), zu-

letzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt ge-

ändert: 

1. In § 2 wird die Angabe „10 Deutsche Mark“ durch die

Angabe „5 Euro“ ersetzt.

2. In § 7 wird die Angabe „31. März 1980“ durch die An-

gabe „31. Dezember 2001“ ersetzt.

Artikel 36

Neufassung der betroffenen Gesetze und 
Rechtsverordnungen

Das Bundesministerium der Finanzen kann den Wortlaut

der durch die Artikel 1 bis 32 und 34 dieses Gesetzes geän-

derten Gesetze und Verordnungen in der vom Inkrafttreten

der Rechtsvorschriften an geltenden Fassung im Bundesge-

setzblatt bekannt machen.

Artikel 37

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Die auf den Artikeln 2, 3, 5, 8, 15, 16, 18, 20, 22, 25, 28,

30 und 34 beruhenden Teile der Einkommensteuer-Durch-

führungsverordnung, der Lohnsteuer-Durchführungsverord-

nung, der Körperschaftsteuer-Durchführungsverordnung,

der Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung, der Umsatz-

steuer-Durchführungsverordnung, der Umsatzsteuererstat-

tungsverordnung, der Verordnungen zum Bewertungsge-

setz, der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung, der

Grundsteuerdurchführungsverordnung, der Mitteilungsver-

ordnung, der Kraftfahrzeugsteuer-Durchführungsverord-

nung, der Versicherungsteuer-Durchführungsverordnung,

der Verordnung zur Durchführung des Fünften Vermögens-

bildungsgesetzes und die Kleinbetragsverordnung insge-

samt können auf Grund der einschlägigen Ermächtigungs-

grundlagen durch Rechtsverordnung geändert werden.

Artikel 38

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. Gleichzei-

tig tritt die Kleinbetragsverordnung vom 10. Dezember

1980 (BGBl. I S. 2255), zuletzt geändert durch …, außer

Kraft.
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Anlage 1

Begründung

I. Allgemeiner Teil

1. Rechtsgrundlagen

Ab dem 1. Januar 1999 ist der Euro die Währung der

EU-Mitgliedstaaten. Ebenfalls mit Wirkung vom 1. Januar

1999 sind die Umrechnungskurse zwischen dem Euro und

den Währungen der EU-Mitgliedstaaten festgelegt worden

(Art. 1 der Verordnung (EG) Nr. 2866/98 – ABl. EG 1998

Nr. L 359 S. 1). Der Kurs zur DM lautet: 1 EUR =

1,95583 DM.

Bei Umrechnung von DM-Beträgen in Euro ist der Aus-

gangsbetrag durch den sechsstelligen Umrechnungskurs

(1,95583 DM) zu dividieren. Das Ergebnis ist nach den

technischen Rundungsregeln der Verordnung (EG)

Nr. 1103/97 – ABl. EG Nr. L 162 S. 1 – zu runden. Bei der

Umrechnung DM/Euro ist auf den nächstliegenden Cent

auf- oder abzurunden. Bei Ergebnissen in der Mitte ist stets

aufzurunden.

Mit dem 1. Januar 2002 findet die automatische rechtliche

Vollumstellung auf den Euro einschließlich der Untereinheit

Cent statt. Der Euro tritt dann an die Stelle der nationalen

Währungseinheiten. In sämtlichen Rechtsakten gelten ohne

weiteres Bezugnahmen auf die nationale Währung als

Bezugnahmen auf den Euro – unter Verwendung des amt-

lichen Umrechnungskurses. Dadurch sind bisher „glatte“

DM-Beträge als Euro-Beträge mit zwei Stellen hinter dem

Komma zu lesen. Steuerfestsetzungen nach dem 31. De-

zember 2001 für Zeiträume vor dem 1. Januar 2002 sollen

nach wie vor in DM erfolgen. Die so festgestellte Steuer ist

dann nach amtlichem Umrechnungskurs in Euro umzurech-

nen und in Euro zu erheben (Bescheiderteilung und Abrech-

nung).

2. Maßnahmen

Die Euro-Einführung ist lediglich eine Währungsumstel-

lung, d. h. die Zahlen ändern sich, der Wert bleibt gleich.

Gesetze und Verordnungen des Bundes und der Länder

brauchen ebenso wenig geändert zu werden wie kommunale

Satzungen. Unbeschadet dessen sollte aus Gründen der

Praktikabilität auf DM lautendes nationales Recht aller-

dings in einem angemessenen Zeitraum im Wege der

Rechtsbereinigung angeglichen werden. Durch exakte

Umrechnung von DM-Beträgen (sog. Signalbeträge) in

Euro tritt an die Stelle jedes bisher „runden“ DM-Betrags

ein „krummer“ Euro-Betrag. Diese „krummen“ Beträge

sollen zugunsten einer praktischen Handhabbarkeit und

einer leichteren Orientierung im Rechtsverkehr durch Be-

träge ohne Kommastellen vermieden werden (sog. Glät-

tung).

Bei der Einführung des Euro wird das politische Ziel ver-

folgt, umstellungsbedingte Nachteile für den Bürger weitge-

hend zu vermeiden. Eine Glättung der Signalbeträge bedeu-

tet jedoch eine Neufestsetzung, die notwendigerweise nicht

ganz aufkommensneutral ist. Das Bedürfnis nach einer

leichteren Orientierung im Rechtsverkehr, eine verbesserte

Praktikabilität sowie haushaltsmäßige Auswirkungen sind

mit dieser Zielvorstellung abzuwägen.

Im Anschluss an den dritten Bericht des Arbeitsstabes Wirt-

schafts- und Währungsunion (AS WWU) vom 21. April

1999 (BMF-Broschüre „Der Euro“) sind bei der Glättung

der Euro-Beträge folgende Überlegungen berücksichtigt

worden:

Die genaue Umrechnung ist ein entscheidender Beitrag für

die Glaubwürdigkeit und Akzeptanz des Euro bei den Bür-

gern, weil sie zeigt, dass die Einführung des Euro keine

Währungsreform, sondern ein bloßer Umrechnungsvor-

gang ist. Soweit eine Glättung von Euro-Beträgen notwen-

dig oder zweckmäßig erscheint, soll sie nicht dazu führen,

dass sich die Steuerbürger übervorteilt fühlen. Vor dem Hin-

tergrund ist auch zu entscheiden, in welchen Fällen sich

eine Neufestsetzung im Verhältnis 2 DM/1 Euro empfiehlt.

Das Ergebnis bei einem Signalbetrag von 10 DM wären

dann 5 Euro statt 5,11 Euro.

Da die Funktion der Signalbeträge unterschiedlich ist und

sich die Notwendigkeit einer Neufestsetzung nicht für alle

Fälle einheitlich beantworten lässt, wird eine synchrone

Neufestsetzung sämtlicher Signalbeträge, also nicht eine

einheitliche Festlegung anhand von Berechnungsformeln

angestrebt.

Die Neufestsetzung kann, z. B. wegen der Anpassung an

gestiegene Kosten, zu höheren Beträgen führen, als sie sich

aus der reinen Umrechnung ergäben. Höhere Beträge kön-

nen sich jedoch auch systemimmanent ergeben (Beispiel

Tarif).

3. Umstellung des Einkommensteuertarifs

Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf ist mit Steuer-

mindereinnahmen von insgesamt rund 700 Mio. DM zu

rechnen. Der größte Teil davon entfällt auf den Einkom-

mensteuertarif. Nach geltendem Recht ist das zu versteu-

ernde Einkommen vor Berechnung der Einkommensteuer

auf einen durch 54 (Splittingtarif: 108) teilbaren vollen

DM-Betrag abzurunden (§ 32a Abs. 2 EStG). Die 54er-Stu-

fen sind insbesondere mit Rücksicht auf die Lohnsteuerta-

bellen gewählt worden, damit bei unterjährigen Lohnsteuer-

tabellen in den Stufenhöhen kein Bruchteil eines Pfennigs

entsteht.

Der im Gesetzentwurf vorgesehene Tarif mit 54er-Stufen

auch beim Euro führt zu Steuermindereinnahmen von ins-

gesamt rund 400 Mio. DM. Der Wegfall nahezu jeder

2. Tabellenstufe hat in etwa eine Halbierung des Umfangs

der Einkommensteuer- sowie der Lohnsteuertabellen zur

Folge und führt bei der großen Mehrzahl der Steuerpflichti-

gen zu Verbesserungen. Daraus resultieren die beträchtli-

chen Mindereinnahmen. Gleichwohl führt die Umstellung

des Tarifs auf den Euro bei einer größeren Zahl von Steuer-

pflichtigen in Grenzbereichen aufgrund der Umrechnung
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des zu versteuernden Einkommens mit dem Euro-Umrech-

nungskurs von 1,95583 („Überlagerung“ der bisherigen mit

den neuen Tabellenstufen) zu Schlechterstellungen, die sich

allerdings nur im Bereich zwischen 0,75 DM/1,50 DM im

Monat, 9 DM/18 DM (Ledige/Verheiratete) jährlich bewe-

gen.

Dem folgenden Finanztableau ist zu entnehmen, dass die

Glättung der Signalbeträge in den wesentlichen Punkten

zugunsten der Steuerpflichtigen vorgenommen werden

soll.

4. Auswirkungen auf Preise und Kosten

Mit ihren Steuern wirken Bund und Länder direkt und indi-

rekt auf eine Vielzahl von Einzelpreisen ein. Die hiervon

ausgehenden Auswirkungen auf das Preisniveau, insbeson-

dere auf das Verbraucherpreisniveau, lassen sich nicht zu-

verlässig quantifizieren. Ob und inwieweit sich Einzelpreise

und das Preisniveau aufgrund des StEuglG verändern, hängt

von den binnen- und außenwirtschaftlichen Rahmenbedin-

gungen und vom Verhalten der am Wirtschaftsprozess Be-

teiligten ab.
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II. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Einkommensteuergesetz)

Zu Nummer 1 (§ 1)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Nummer 2 (§ 1a)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Nummer 3 (§ 2)

Die Beträge, bis zu denen bei zusammenveranlagten bzw.

anderen Steuerpflichtigen ein unbeschränkter Verlustaus-

gleich möglich ist, werden in Euro umgerechnet und zur

Vereinfachung zugunsten des Steuerpflichtigen auf volle

500 Euro nach oben geglättet.

Zu Nummer 4 (§3)

Zu Buchstabe a (Nummer 9)

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben

bzw. nach unten geglättet.

Zu Buchstabe b (Nummer 10)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach unten ge-

glättet.

Zu Buchstabe c (Nummer 15)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Buchstabe d (Nummer 26)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und zwecks Teilbarkeit auf Monate auf

den nächsten vollen durch 12 teilbaren Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Buchstabe e (Nummer 27)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Buchstabe f (Nummer 38 und 51)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den nächsten durch 12 teilbaren

Eurobetrag nach unten geglättet. Dadurch kann der Jahres-

freibetrag wie bisher in einen glatten Monatsbetrag umge-

rechnet werden.

Zu Nummer 5 (§ 4) 

Zu Buchstabe a (Absatz 4a)

Die durch das Steuerbereinigungsgesetz 1999 vom 22. De-

zember 1999 (BGBl. I S. 2601) eingeführte Neuregelung

des Schuldzinsenabzugs sieht vor, dass Unternehmer be-

trieblich veranlasste Schuldzinsen nur insoweit als Be-

triebsausgabe abziehen können, als sie nicht mehr als den

jährlichen Gewinn dem Unternehmen entnehmen. Die nicht

abziehbaren Schuldzinsen werden typisiert mit 6 vom Hun-

dert der den jährlichen Gewinn – unter Berücksichtigung

der in den vergangenen Wirtschaftsjahren getätigten Über-

bzw. Unterentnahmen – übersteigenden Überentnahmen er-

mittelt. Der Betrag der nicht abzugsfähigen Schuldzinsen

darf den um pauschal 4 000 Deutsche Mark geminderten

Gesamtbetrag der im Wirtschaftsjahr insgesamt angefalle-

nen Schuldzinsen nicht übersteigen.

Der Pauschbetrag in Deutsche Mark entspricht umgerech-

net 2045,17 Euro. Aus Praktikabilitätsgründen wird auf

2050 Euro aufgerundet.

Zu Buchstabe b (Absatz 5 Satz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 1 Satz 2)

Der Abzug von betrieblich veranlassten Aufwendungen für

Geschenke an Personen, die nicht Arbeitnehmer des Steuer-

pflichtigen sind, ist auf 75 Deutsche Mark beschränkt. Hier-

bei handelt es sich um eine Freigrenze, die auf einen Emp-

fänger in einem Wirtschaftsjahr anzuwenden ist. Dem

Betrag von 75 Deutsche Mark entspricht ein gerundeter Be-

trag von 38,35 Euro. Aus Praktikabilitätsgründen wird der

Betrag auf 40 Euro angehoben.

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 5 Satz 2)

Mehraufwendungen für Verpflegung des Steuerpflichtigen

sind, in Anpassung an das Reisekostenrecht, auf pauscha-

lierte Höchstbeträge begrenzt. Die Berücksichtigung von

höheren einzeln nachgewiesenen Aufwendungen ist ausge-

schlossen. Die Höhe der Pauschbeträge ist nach der zeitli-

chen Abwesenheit von der Wohnung und dem Tätigkeits-

mittelpunkt gestaffelt. Bei 24-stündiger Abwesenheit sind

höchstens 46 Deutsche Mark zu berücksichtigen; 10 Deut-

sche Mark bzw. 20 Deutsche Mark sind bei einer Abwesen-

heitsdauer von mehr als 8 bzw. 14 Stunden bei eintägigen

Auswärtstätigkeiten und jeweils für den Tag der An- und

Rückreise bei mehrtägigen Dienstreisen zu berücksichtigen. 

a) Der Betrag von 46 Deutsche Mark wird nach dem amtli-

chen Umrechnungskurs umgerechnet und auf den vollen

Euro nach oben geglättet.

b) Der Betrag von 20 Deutsche Mark entspricht umgerech-

net einem Betrag von 10,23 Euro; der Betrag wird auf

12 Euro angehoben. Da der Betrag unter Buchstabe c in
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Höhe von 10 Deutsche Mark auf 6 Euro nach oben ge-

glättet wird, ist der Betrag zu verdoppeln und damit auf

12 Euro anzuheben.

c) Der Betrag von 10 Deutsche Mark wird nach dem amtli-

chen Umrechnungskurs umgerechnet und auf den vollen

Euro nach oben geglättet.

Zu Doppelbuchstabe cc (Nummer 6b Satz 3)

Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sind, so-

fern die berufliche Nutzung mehr als 50 % beträgt oder

wenn kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht, nur bis

zur Höhe von 2 400 DM abzugsfähig. Der Betrag in Deut-

sche Mark beträgt umgerechnet 1 227,10 Euro. Aus Grün-

den der Praktikabilität wird der Betrag auf 1 250 Euro ange-

hoben.

Zu Nummer 6 (§ 5a)

Die Gewinnermittlung nach § 5a EStG für Handelsschiffe

im internationalen Verkehr kann auf Antrag an Stelle der

Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich nach

§ 4 Abs. 1 EStG i.V. mit § 5 EStG vorgenommen werden.

Die Höhe des Gewinns richtet sich ausschließlich – unab-

hängig vom tatsächlich erzielten Gewinn – nach der vorhan-

denen Nettotonnage. Bei der Ermittlung des allein nach der

Schiffstonnage bemessenen Gewinns handelt es sich um

eine weit reichende steuerliche Vergünstigung, die zu einem

Gewinn im Bagatellbereich führt. Der DM-Betrag wird

nach dem amtlichen Umrechnungskurs umgerechnet und

auf den nächstliegenden Cent abgerundet. Auf Grund des

ohnehin bestehenden Subventionstatbestandes kann auf

eine weitere Vergünstigung in Form einer Abrundung auf 5

bzw. 10 Cent verzichtet werden. Zudem bestehen bei der

praktischen Anwendung keine Schwierigkeiten, da die

„Tonnagebesteuerung“ nur auf eine geringe Anzahl der

Steuerpflichtigen anzuwenden ist.

Zu Nummer 7 (§ 6)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Nummer 8 (§ 7g) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2 Nr. 1)

Der Betrag von 400 000 DM wird nach dem amtlichen Um-

rechnungskurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach

oben geglättet. Der Betrag von 240 000 DM wird nach dem

amtlichen Umrechnungskurs umgerechnet und auf den vol-

len Euro nach unten geglättet.

Zu Buchstabe b (Absatz 3 Satz 5)

Nach § 7g Abs. 3 Satz 5 EStG kann der Steuerpflichtige je

Betrieb am jeweiligen Bilanzstichtag eine Rücklage nach

§ 7g Abs. 3 Satz 1 EStG von höchstens 300 000 DM aus-

weisen. Dieser Höchstbetrag in Deutsche Mark wird nach

dem amtlichen Umrechnungskurs auf 153 387,56 Euro um-

gerechnet und aus Praktikabilitätsgründen auf volle tausend

Euro nach oben geglättet.

Zu Buchstabe c (Absatz 7 Satz 1 Nr. 2)

Nach § 7g Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 EStG beträgt der Höchstbe-

trag nach § 7g Abs. 3 Satz 5 EStG für Existenzgründer im

Sinne von § 7g Abs. 7 Satz 2 und 3 EStG 600 000 DM.

Dieser Höchstbetrag in Deutsche Mark wird nach dem amt-

lichen Umrechnungskurs auf 306 775,12 Euro umgerechnet

und aus Praktikabilitätsgründen auf volle tausend Euro nach

oben geglättet.

Zu Nummer 9 (§ 8) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2 Satz 9)

Die Freigrenze von 50 DM monatlich für Sachbezüge wird

nach dem amtlichen Umrechnungskurs umgerechnet und

auf den vollen Euro nach oben geglättet.

Zu Buchstabe b (Absatz 3 Satz 2)

Der Rabattfreibetrag von 2 400 DM ergibt nach amtlichem

Umrechnungskurs 1 227,10 Euro. Um die bisherige be-

tragsmäßige Übereinstimmung mit dem Trinkgeldfreibetrag

nach § 3 Nr. 51 EStG beizubehalten, wird auch der Rabatt-

freibetrag auf den nächsten durch 12 teilbaren Eurobetrag

nach unten geglättet.

Zu Nummer 10 (§ 9)

Die Kilometer-Pauschbeträge für Fahrten zwischen Woh-

nung und Arbeitsstätte von 0,70 DM bei Benutzung eines

eigenen Kraftfahrzeugs und 0,33 DM bei Benutzung eines

Motorrades oder Motorrollers werden nach dem amtlichen

Umrechnungskurs umgerechnet und auf den vollen Cent

aufgerundet.

Zu Nummer 11 (§ 9a) 

Zu Buchstabe a (Nummer 1)

Bei genauer Umrechnung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags

von 2 000 DM mit dem amtlichen Eurokurs von 1,95583 DM

ergäbe sich ein neuer Pauschbetrag von 1 022,58 Euro.

Wegen der vorgesehenen Tabellenstufen von 54 Euro und

der damit verbundenen Teilbarkeit des Betrages von

1 022,58 Euro durch 54 ergäben sich Beträge von 972 bzw.

1 026 Euro. Der Betrag von 972 Euro wäre gegenüber dem

bisherigen Pauschbetrag zu niedrig. Deshalb wird um 3 Euro

auf 1 026 Euro nach oben geglättet. Da der neue Arbeitneh-

mer-Pauschbetrag von 1 026 Euro – gegenüber dem beste-

henden von 2 000 DM – durch 54 teilbar ist, kann auch der

Rundungsbetrag von bisher 2 DM in § 38c Abs. 1 Nr. 6 EStG

entfallen.

Zu den Buchstaben b und c (Nummer 2 und 3)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach unten ge-

glättet.

Zu Nummer 12 (§ 9b)

Ist die Vorsteuer im umsatzsteuerrechtlichen Sinn abziehbar

und steht diese abziehbare Vorsteuer mit der Anschaffung

oder Herstellung eines Wirtschaftsgutes im Zusammenhang,

ist sie bei allen Einkunftsarten wie ein durchlaufender Pos-
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ten zu behandeln. Sie wirkt damit erfolgsneutral und ist ein-

kommensteuerrechtlich nicht als zu den Anschaffungs- oder

Herstellungskosten gehörend anzusehen. Sofern ein Teil des

Vorsteuerbetrages umsatzsteuerrechtlich nicht abziehbar ist,

kann aus Vereinfachungsgründen ein Betrag von 500 Deut-

sche Mark, umgerechnet 255,65 Euro – statt einer Hinzu-

rechnung zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten –

als sofort abziehbare Betriebsausgabe behandelt werden.

Aus Praktikabilitätsgründen wird der Betrag auf 260 Euro

erhöht.

Zu Nummer 13 (§ 10)

In § 10 Abs. 1 Nr. 8 wird der DM-Betrag nach dem amtli-

chen Umrechnungskurs umgerechnet und zwecks Teilbar-

keit auf Monate auf den nächsten vollen durch 12 teilbaren

Euro nach oben geglättet. In den anderen Fällen werden die

DM-Beträge nach dem amtlichen Umrechnungskurs umge-

rechnet und auf die vollen Euro nach oben bzw. unten ge-

glättet.

Zu Nummer 14 (§ 10b)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf die vollen Euro nach oben

geglättet.

Zu Nummer 15 (§ 10c) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und wegen der Stufung des Einkommen-

steuertarifs auf den nächsten vollen durch 54 teilbaren Euro

nach unten geglättet.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Der Höchstbetrag von 6 000 DM in § 10c Abs. 2 Nr. 1 EStG

ergibt nach dem amtlichen Umrechnungskurs 3 067,75 Euro.

Da er dem Vorwegabzugsbetrag in § 10 Abs. 3 Nr. 2 EStG

entspricht, wird er wie dieser auf den vollen Euro nach oben

geglättet.

Der Höchstbetrag von 2 610 DM in § 10c Abs. 2 Nr. 2 EStG

wird nach dem amtlichen Umrechnungskurs umgerechnet

und – da er dem ersten in § 10 Abs. 3 Nr. 1 genannten

Grundhöchstbetrag entspricht – wie dieser auf den vollen

Euro nach unten geglättet.

Der Höchstbetrag von 1 305 DM in § 10c Abs. 2 Nr. 3 EStG

muss die Hälfte des Höchstbetrags nach § 10c Abs. 2 Nr. 2

EStG betragen. Der sich nach amtlicher Umrechnung erge-

bende Eurobetrag von 667,24 Euro wird deshalb auf den

vollen Euro nach unten geglättet.

Zu den Buchstaben c und d (Absatz 3 und 4)

Der in § 10c Abs. 3 und 4 genannte Höchstbetrag muss

durch den Stufenbetrag der Einkommensteuertabelle ohne

Rest teilbar sein. Der sich nach amtlicher Umrechnung er-

gebende Eurobetrag von 1 132 Euro wird deshalb auf den

nächsten durch 54 teilbaren Betrag nach oben geglättet. Im

Übrigen wird in Absatz 4 die Währungsbezeichnung auf

Euro umgestellt.

Zu Nummer 16 (§ 10d)

Nach dem genauen Umrechnungskurs zur Deutschen Mark

– 1 EUR = 1,95583 DM – ergeben sich folgende Beträge:

 100 000 DM = 51 129,19 EUR 

1 000 000 DM = 511 291,88 EUR.

Durch die Einführung des Euro soll niemand benachteiligt

werden. Eine Umstellung des Höchstbetrages für den Ver-

lustrücktrag in § 10d Abs. 1 i.V. mit § 52 Abs. 25 Satz 2 im

gedachten Verhältnis 2 DM : 1 EUR von 1 Mio. DM auf

500 000 EUR würde dies aber bewirken. Um jedoch nicht

mit zu „krummen“ Euro-Beträgen rechnen zu müssen, wird

die Umstellung des Verlustrücktrags von 1 Million Deut-

sche Mark durch Aufrundung auf die nächsten vollen

500 Euro auf 511 500 Euro geglättet. Eine weitere erhö-

hende Glättung würde dem Zweck der Regelung, den Ver-

lustrücktrag wirksam zu begrenzen, nicht gerecht.

Das Gesetz zur Umrechnung und Glättung steuerlicher

Euro-Beträge (Steuer-Euroglättungsgesetz – StEuglG) soll

mit Wirkung ab 1. Januar 2002 in Kraft treten. Nach § 10d

Abs. 1 i.V. mit § 52 Abs. 25 Satz 2 EStG in der Fassung des

Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 vom 24. März

1999 (BGBl. I S. 402) ist der Verlustrücktrag ab dem Ver-

anlagungszeitraum 2001 nur noch bis zur Höhe von 1 Mil-

lion Deutsche Mark zulässig. Für Veranlagungszeiträume,

für die die Glättung von Euro-Beträgen Bedeutung hat, ist

daher nur noch der Betrag von 1 Million Deutsche Mark

maßgebend, der in den Betrag von 511 500 Euro umgerech-

net und geglättet wird.

Die Umstellung von 100 000 DM auf 51 500 EUR ent-

spricht der Umstellung in § 2 Abs. 3 EStG.

Zu Nummer 17 (§ 10e) 

Zu den Buchstaben a und c (Absatz 1 und 6)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf volle Euro nach oben ge-

rundet.

Zu Buchstabe b (Absatz 5a)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf volle Euro nach unten ge-

rundet.

Zu Nummer 18 (§ 10h)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf volle Euro nach oben ge-

rundet.

Zu Nummer 19 (§ 10i)

Der DM-Betrag von 3 500 DM wird nach dem amtlichen

Umrechnungskurs umgerechnet und auf volle Euro nach

oben gerundet.

Der DM-Betrag von 22 500 DM wird nach dem amtlichen

Umrechnungskurs umgerechnet und auf volle Euro nach

unten gerundet.
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Zu Nummer 20 (§ 13)

Der Freibetrag in Höhe von 1 300 DM und die Ein-

kommensgrenze in Höhe von 60 000 DM werden nach

dem amtlichen Umrechnungskurs auf 664,68 Euro bzw.

30 677,51 Euro umgerechnet und aus Praktikabilitätsgrün-

den auf volle zehn bzw. hundert Euro nach oben geglättet.

Zu Nummer 21 (§ 13a)

DM-Beträge, die unmittelbar Bestandteil der Durchschnitts-

satzgewinnermittlung sind, werden nach dem amtlichen

Umrechnungskurs umgerechnet und auf volle Euro nach

oben geglättet. Bei der Anwendung des § 13a EStG werden

– ohne Umrechnung in Euro – weiterhin DM-Beträge

herangezogen, soweit sie in Einheitswertbescheiden nach-

gewiesen und von dort übernommen oder abgeleitet wer-

den. Zur Beibehaltung von nicht umgerechneten DM-Beträ-

gen bei der Einheitsbewertung wird auf die Begründung zu

Artikel 17 Nr. 2 verwiesen.

Zu Nummer 22 (§ 14a Abs. 4)

Zu Buchstabe a (Satz 1)

Der Freibetrag in Höhe von 120 000 DM wird nach dem

amtlichen Umrechnungskurs auf 61 355,03 Euro umgerech-

net und aus Praktikabilitätsgründen auf den durch sechs teil-

baren Betrag von 61 800 Euro nach oben geglättet, weil der

Freibetrag nach Satz 3 in höchstens sechs Schritten bis auf

0 Euro abgeschmolzen wird.

Zu Buchstabe b (Satz 2 Nr. 2)

Die Einkommensgrenzen von 35 000 DM bzw. 70 000 DM

werden nach dem amtlichen Umrechnungskurs auf

17 895,22 Euro bzw. 35 790,43 Euro umgerechnet und aus

Praktikabilitätsgründen auf volle tausend Euro nach oben

geglättet.

Zu Buchstabe c (Satz 3)

Die zum stufenweisen Abbau des Freibetrags verwendeten

Beträge in Höhe von 500 DM bzw. 1 000 DM werden nach

dem amtlichen Umrechnungskurs auf 255,65 Euro bzw.

511,29 Euro umgerechnet und aus Praktikabilitätsgründen

im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet. Die übrigen Beträge

werden entsprechend der Umrechnung und Glättung in den

Sätzen 1 und 2 behandelt.

Zu Nummer 23 (§ 16 Abs. 4) 

Zu Buchstabe a (Satz 1)

Hat der Steuerpflichtige das 55. Lebensjahr vollendet oder

ist er im sozialversicherungsrechtlichen Sinne dauernd be-

rufsunfähig, so wird der Veräußerungsgewinn nach § 16

Abs. 4 Satz 1 EStG auf Antrag zur Einkommensteuer nur

herangezogen, soweit er 60 000 DM übersteigt. Dieser Frei-

betrag in Deutsche Mark wird nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs auf 30 677,51 Euro umgerechnet und aus Prakti-

kabilitätsgründen auf volle hundert Euro nach oben

geglättet.

Zu Buchstabe b (Satz 3)

Nach § 16 Abs. 4 Satz 3 EStG ermäßigt sich der Freibetrag

von 60 000 DM um den Betrag, um den der Veräußerungs-

gewinn 300 000 DM übersteigt. Diese Höchstgrenze in

Deutsche Mark wird nach dem amtlichen Umrechnungskurs

auf 153 387,56 Euro umgerechnet und aus Praktikabilitäts-

gründen auf volle tausend Euro nach oben geglättet.

Zu Nummer 24 (§ 17 Abs. 3) 

Zu Buchstabe a (Satz 1)

Der Veräußerungsgewinn aus der Veräußerung wesentlicher

Beteiligungen wird nach § 17 Abs. 3 Satz 1 EStG zur Ein-

kommensteuer nur herangezogen, soweit er den Teil von

20 000 DM übersteigt, der dem veräußerten Anteil an der

Kapitalgesellschaft entspricht. Dieser Freibetrag in Deut-

sche Mark wird nach dem amtlichen Umrechnungskurs auf

10 225,84 Euro umgerechnet und aus Praktikabilitätsgrün-

den auf volle hundert Euro nach oben geglättet.

Zu Buchstabe b (Satz 2)

Nach § 17 Abs. 3 Satz 2 EStG ermäßigt sich der Freibetrag

von 20 000 Deutsche Mark um den Betrag, um den der

Veräußerungsgewinn den Teil von 80 000 Deutsche Mark

übersteigt, der dem veräußerten Anteil an der Kapital-

gesellschaft entspricht. Diese Höchstgrenze in Deutsche

Mark wird nach dem amtlichen Umrechnungskurs auf

40 903,35 Euro umgerechnet und aus Praktikabilitätsgrün-

den auf volle hundert Euro nach oben geglättet.

Zu Nummer 25 (§19)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den nächsten durch 12 teilbaren

Eurobetrag nach oben geglättet. Diese Teilbarkeit ist für das

Lohnsteuerabzugsverfahren erforderlich, weil bei monatli-

cher Lohnzahlung der Jahresbetrag mit einem Zwölftel an-

zusetzen ist (Übereinstimmung mit Änderung in § 22 Nr. 4

Satz 4 Buchstabe b).

Zu Nummer 26 (§ 19a)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Nummer 27 (§ 20)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben

geglättet.

Zu Nummer 28 (§ 22) 

Zu Buchstabe a (Nummer 3)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf volle Euro nach oben gerundet.

Zu Buchstabe b (Nummer 4)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den Betrag von 3 072 Euro nach
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oben geglättet, weil der Betrag wegen des Lohnsteuerver-

fahrens durch 12 teilbar sein muss.

Zu Nummer 29 (§ 23)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf volle Euro nach oben gerundet.

Zu Nummer 30 (§ 24a)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet (3 720 DM = 1 902,01 Euro) und auf den

Betrag von 1 908 Euro nach oben geglättet, weil der Betrag

wegen des Lohnsteuerverfahrens durch 12 teilbar sein muss

(vgl. § 39b Abs. 3 Satz 2 EStG).

Zu Nummer 31 (§ 32) 

Zu Buchstabe a (Absatz 4)

Anstelle des Betrages von 13 500 DM tritt auf Grund der

Anwendungsvorschrift des § 52 Abs. 40 EStG in der Fas-

sung des Gesetzes zur Familienförderung vom 22. Dezem-

ber 1999 (BGBl. I S. 2552, 2555) im Jahr 2002 grundsätz-

lich der Betrag von 14 040 DM. Dieser wird nach dem

amtlichen Umrechnungskurs umgerechnet und zwecks Teil-

barkeit auf Kalendermonate auf einen durch 12 teilbaren

Euro-Betrag nach oben geglättet.

Zu den Buchstaben b und c (Absatz 6 und 7)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf volle – bei Kinderfrei-

betrag und Haushaltsfreibetrag wegen der Stufung des Ein-

kommensteuertarifs durch 54 teilbare – Euro-Beträge nach

oben, beim Betreuungsfreibetrag nach § 32 Abs. 6 Satz 2

nach unten geglättet.

Zu Nummer 32 (§ 32a)

Anpassung des Tarifs auf Grund der Änderungen durch die

Euro-Umrechnung. Die Änderungen werden auf der Grund-

lage der für 2002 geltenden DM-Beträge vorgenommen. Es

wird von einer Beibehaltung der Tarifstufen in Höhe von 54

ausgegangen.

Zu Nummer 33 (§ 32c)

Anpassung der Beträge für die Tarifbegrenzung an die Ta-

rifwerte für 2002. Die Änderungen werden auf der Grund-

lage der für 2002 geltenden DM-Beträge vorgenommen.

Die bereits durch das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/

2002 vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 402) bekannt gegebe-

nen Werte für den Veranlagungszeitraum 2002 (§ 52

Abs. 44 und 45) sind damit hinfällig.

Zu Nummer 34 (§ 33)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf volle 10 Euro nach oben

geglättet.

Zu Nummer 35 (§ 33a) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Anstelle des Betrages von 13 500 DM tritt aufgrund der An-

wendungsvorschrift des § 52 Abs. 40 EStG in der Fassung

des Gesetzes zur Familienförderung vom 22. Dezember

1999 (BGBl. I S. 2552, 2555) im Jahr 2002 grundsätzlich

der Betrag von 14 040 DM. Dieser wird nach dem amtli-

chen Umrechnungskurs umgerechnet und zwecks Teilbar-

keit auf Kalendermonate auf einen durch 12 teilbaren

Euro-Betrag nach oben geglättet.

Zu den Buchstaben b und c (Absatz 2 und 3)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und zwecks Teilbarkeit auf Kalen-

dermonate auf den vollen Euro-Betrag nach oben geglättet.

Zu Nummer 36 (§ 33b) 

Zu den Buchstaben a und b (Absatz 3 und 4)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf volle 10 Euro nach oben

geglättet.

Zu Buchstabe c (Absatz 6)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und zwecks Teilbarkeit auf Kalendermo-

nate auf einen durch 12 teilbaren Euro-Betrag nach oben ge-

glättet.

Zu Nummer 37 (§ 34f)

Die DM-Beträge in § 34f Abs. 2 und 3 EStG von je

1 000 Deutsche Mark werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben

geglättet.

Zu Nummer 38 (§ 34g)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf die vollen Euro nach oben

geglättet.

Zu Nummer 39 (§ 36)

Die bei der Anrechnung von Steuerabzugsbeträgen und

Körperschaftsteuer auf die Einkommensteuer anzuwen-

dende Rundungsvorschrift wird von Deutsche Mark auf

Euro umgestellt.

Zu Nummer 40 (§ 36d)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und mathematisch auf volle

Euro-Beträge gerundet.

Zu Nummer 41 (§ 37)

Da das Vorauszahlungsverfahren nur ein vorläufiges Verfah-

ren ist, werden aus Vereinfachungsgründen der Betrag, bis

zu dessen Erreichen bestimmte Sonderausgaben und außer-

gewöhnliche Belastungen bei der Bemessung der Voraus-

zahlungen außer Betracht bleiben sowie die Beträge, bei de-
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ren Erreichen Vorauszahlungen festzusetzen bzw. zu

erhöhen sind, im Verhältnis 2 DM : 1 Euro neu festgesetzt.

Zu Nummer 42 (§ 38c) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1 und 6)

Der DM-Betrag für den Umfang der Lohnsteuertabellen

wird im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 4)

Die Beträge ergeben sich aus der in Euro aufzustellenden

Einkommensteuertabelle für das Jahr 2002.

Zu Doppelbuchstabe cc (Satz 5) 

Zu Dreifachbuchstabe aaa (Nummer 2)

Die Beträge werden aus der Umstellung der Beträge in

§ 10c Abs. 1 und Abs. 4 Nr. 1 EStG übernommen.

Zu Dreifachbuchstabe bbb (Nummer 4)

Redaktionelle Folgeänderung.

Zu Dreifachbuchstabe ccc (Nummer 6)

Da der neue Arbeitnehmer-Pauschbetrag nach § 9a Nr. 1

EStG in Höhe von 1 026 Euro im Gegensatz zum bisherigen

Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 2 000 durch 54 (Tabel-

lenstufen) teilbar ist, bedarf es für die Steuerklasse VI

keines Rundungsbetrags von 2 DM mehr. Der Rundungsbe-

trag zu 2 000 DM von 2 DM (Arbeitnehmer-Pauschbetrag

2 000 DM : 54 = 1 998 DM) war bisher erforderlich, um

gleiche Tabellenausgangsstufen zu erreichen.

Zu Buchstabe b (Absatz 3)

Die DM-Beträge für den Umfang der Monats-, Wochen-

und Tageslohnsteuertabellen werden im Verhältnis

2 DM : 1 Euro geglättet und die Währungsbezeichnung auf

Cent umgestellt.

Zu Nummer 43 (§ 39)

Die DM-Beträge für die Gebühr für die Ersatz-Lohnsteuer-

karte und die Meldepflichten des Arbeitnehmers hinsicht-

lich der Änderungen beim Lohnsteuerabzug werden im Ver-

hältnis 2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Nummer 44 (§ 39a) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Nr. 2)

Die Glättung des Sonderausgaben-Pauschbetrags in § 10c

Abs. 1 EStG auf 54 Euro erfordert die entsprechende An-

passung des in § 39a Abs. 1 Nr. 2 EStG betragsmäßig er-

wähnten Sonderausgaben-Pauschbetrags.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 4)

Die Zulässigkeitsgrenze für den Antrag auf Eintragung

eines Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte von 1 200 DM er-

gibt nach amtlichem Umrechnungskurs 613,55 Euro. We-

gen seiner Signalwirkung wird der DM-Betrag im Verhält-

nis 2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Buchstabe c (Absatz 5)

Die Grenze von 20 DM, ab der das Finanzamt bei unzu-

treffender Eintragung eines Freibetrags auf der Lohnsteuer-

karte Lohnsteuer nachzufordern hat, wird im Verhältnis

2 DM : 1 Euro geglättet. Die Glättung erfolgt im Gleich-

klang mit der Glättung in § 156 AO.

Zu Nummer 45 (§ 39b)

Der DM-Betrag wird im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet,

um einen einprägsamen Betrag als Grenzwert für die Zuord-

nung eines sonstigen Bezugs zum laufenden Arbeitslohn zu

erhalten („Signalwirkung“).

Zu Nummer 46 (§ 40) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 3)

Der DM-Betrag wird im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet;

dies ergibt weiterhin einen einprägsamen Betrag als Pau-

schalierungsgrenze.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 1 Nr. 3)

Der Betrag von 100 DM (Erholungsbeihilfe pro Kind) wird

nach dem amtlichen Umrechnungskurs umgerechnet und

auf den vollen Euro nach oben geglättet. Die beiden weite-

ren Euro-Beträge betragen entsprechend der bisherigen

Staffelung das Doppelte bzw. das Dreifache davon.

Zu Nummer 47 (§ 40a) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 2 Nr. 1)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 2)

Die DM-Beträge werden auf den Cent genau umgerechnet,

um einen Eingriff in bestehende Arbeitsverträge zu ver-

meiden; der Betrag für kürzere Lohnzahlungszeiträume

(75,16 Euro) beträgt 7/30-stel des Monatsbetrags. Die Mo-

natslohngrenze stimmt mit der Geringfügigkeitsgrenze des

Sozialversicherungsrechts (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV) über-

ein. Sollte diese künftig in anderer Höhe gesetzlich geregelt

werden, könnte eine parallele Gesetzesänderung in diesem

(SGB-)Änderungsgesetz vorgenommen werden.

Zu Buchstabe c (Absatz 4 Nr. 1)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Nummer 48 (§ 40b) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und nach oben auf den nächsten

durch 12 ohne Rest teilbaren Eurobetrag geglättet, damit
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auch der vom Arbeitgeber ggf. anzuwendende monatliche

Höchstbetrag auf volle Euro lautet.

Zu Buchstabe b (Absatz 3)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Nummer 49 (§ 41a)

Die DM-Beträge werden im Verhältnis 2 DM : 1 Euro ge-

glättet (Signalbeträge).

Zu Nummer 50 (§§ 41c und 42d Abs. 5)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach unten ge-

glättet.

Zu Nummer 51 (§ 43)

Der DM-Betrag wird im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Nummer 52 (§ 44)

Anpassung an die Umstellung auf Euro. 

Zu Nummer 53 (§ 44b)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf die vollen Euro nach unten

geglättet.

Zu Nummer 54 (§ 46)

Die Beträge für den Pflichtveranlagungstatbestand, den ein-

fachen und den erweiterten Härteausgleich werden entspre-

chend dem Euro-Umrechnungskurs umgerechnet und nach

oben auf volle Euro geglättet.

Zu Nummer 55 (§ 50a)

Anpassung an die Umstellung auf Euro.

Zu Nummer 56 (§ 50c)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und mathematisch auf volle Euro-

Beträge gerundet.

Zu Nummer 57 (§ 50e)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Nummer 58 (§ 51a)

Siehe Begründung zu den Kinderfreibeträgen in § 32 Abs. 6

EStG.

Zu Nummer 59 (§ 52) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Vorschrift regelt die erstmalige Anwendung der Geset-

zesfassung für den Veranlagungszeitraum 2002.

Zu Buchstabe b (Absatz 7, 8, 11, 12, 15, 25, 27 und 30)

Der Inhalt der für den Veranlagungszeitraum 2002 gelten-

den Anwendungsregelung zu § l0d Abs. 1 (Absatz 25

Satz 2) wird in die Stammvorschrift übernommen. Die übri-

gen Anwendungsregelungen können aufgehoben werden,

da sie Veranlagungszeiträume bzw. Wirtschaftsjahre vor

Geltung dieser Gesetzesfassung betreffen.

Zu Buchstabe c (Absatz 31)

Wegen dem in der Land- und Forstwirtschaft vom Kalen-

derjahr abweichenden Wirtschaftsjahr und der pauschalen

Gewinnermittlung zum Ende des Wirtschaftsjahres ist eine

gesonderte Vorschrift für die erstmalige Anwendung (Wirt-

schaftsjahr 2001/2002 bzw. Kalenderjahr 2002) notwendig.

Zu Buchstabe d (Absatz 32)

Wegen dem in der Land- und Forstwirtschaft vom Kalen-

derjahr abweichenden Wirtschaftsjahr und der für das Wirt-

schaftsjahr 2001/2002 erforderlichen Gewinnermittlung in

Euro ist eine gesonderte Vorschrift für die erstmalige An-

wendung des Freibetrages in Euro notwendig.

Zu Buchstabe e (Absatz 35, 40 bis 46, 47a, 52 und 57)

Der Inhalt der für den Veranlagungszeitraum 2002 geltenden

Anwendungsregelungen (Absatz 40 bis 46 und 52) wird in

die jeweilige Stammvorschrift (§ 32 Abs. 4 Satz 2, § 32a

Abs. 1, § 32a Abs. 4, § 32a Abs. 5, § 32c Abs. 1, § 32c

Abs. 4 Satz 2, § 33a Abs. 1 Satz 1 und 4, § 38c Abs. 1

Satz 4) übernommen. Die übrigen Anwendungsregelungen

können aufgehoben werden, da sie Veranlagungszeiträume

bzw. Wirtschaftsjahre vor Geltung dieser Gesetzesfassung

betreffen.

Zu Nummer 60 (§ 55)

Auf Grund einer Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts

war der – bis dahin von der Bewertung ausgenommene –

Grund und Boden des land- und forstwirtschaftlichen Be-

triebsvermögens erstmalig zum 1. Juli 1970 zu bewerten.

Wertveränderungen des Grund und Bodens werden bis zu

diesem Zeitpunkt nur berücksichtigt, sofern es sich um Um-

laufvermögen handelte oder der Gewinn nach handelsrecht-

lichen Grundsätzen ermittelt worden ist. Wegen der mit der

Wertermittlung verbundenen Schwierigkeiten ist der in die

Gewinnermittlung einzubeziehende Grund und Boden –

statt mit dem Teilwert – mit pauschalen Werten anzusetzen.

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den nächstliegenden Cent auf-

bzw. abgerundet. Da die Sondervorschrift nur auf Anschaf-

fungen vor dem 1. Juli 1970 anzuwenden ist, kann auf eine

Glättung verzichtet werden.

Zu Nummer 61 (§ 65)

Der DM-Betrag wird im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Nummer 62 (§ 66)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf die vollen Euro-Beträge
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nach unten (Kindergeld für das erste und zweite Kind), im

Übrigen nach oben geglättet.

Zu Nummer 63 (Anlagen 2 und 3 zu § 32a)

Anpassung der Tabellen auf Grund der Änderungen durch

die Euro-Umrechnung. Die Änderungen werden auf der

Grundlage der für 2002 geltenden DM-Beträge vorgenom-

men. Es wird von einer Beibehaltung der Tarifstufen in

Höhe von 54 ausgegangen.

Zu Nummer 64 (Anlagen 4 und 5 zu § 52 Abs. 42 und 

Anlagen 4a und 5a zu § 52 Abs. 43)

In den Anlagen 4, 4a, 5, 5a waren die Einkommensteuerta-

bellen für die Veranlagungszeiträume 2000/2001 und 2002

genannt. Da die Tabellen für 2002 als Anlagen 2 und 3 er-

scheinen, sind die weiteren Tabellen überholt.

Zu Artikel 2 (Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung)

Zu Nummer 1 (§ 8)

Grundstücksteile von untergeordneter Bedeutung brauchen

nicht als Betriebsvermögen behandelt zu werden. Wert-

grenze ist hierfür ein Betrag von 40 000 Deutsche Mark,

umgerechnet 20 451,68 Euro. Aus Praktikabilitätsgründen

wird der Betrag auf 20 500 Euro erhöht.

Zu Nummer 2 (§ 29)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Nummer 3 (§ 50)

In Übereinstimmung mit den obersten Finanzbehörden der

Länder wird die Grenze für den vereinfachten Spenden-

nachweis von 100 Deutsche Mark auf 100 Euro erhöht.

Zu Nummer 4 (§ 56)

Die genannten Beträge werden auf die Anpassungen beim

Grundfreibetrag und beim Sonderausgabenpauschbetrag ab-

gestimmt. Die Änderungen erfolgen auf der Grundlage der

für den Veranlagungszeitraum 2002 geltenden DM-Beträge.

Zu Nummer 5 (§ 70)

Die Beträge für den erweiterten Härteausgleich werden ent-

sprechend dem Euro-Umrechnungskurs umgerechnet und

nach oben auf volle zehn Euro geglättet.

Zu Nummer 6 (§ 73d)

Anpassung an die Umstellung auf Euro.

Zu Nummer 7 (§ 84) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3a)

In § 84 Abs. 3a waren die Beträge für die Veranlagungszeit-

räume 2000/2001 und 2002 genannt. Da durch das Gesetz

zur Umrechnung und Glättung steuerlicher Euro-Beträge

(Steuer-Euroglättungsgesetz – StEuglG) Regelungen für

2002 in der Stammvorschrift getroffen werden, ist eine An-

wendungsregelung entbehrlich. § 84 Abs. 1 EStDV stellt

auf den Veranlagungszeitraum 1996 ab, daher wird eine ab-

weichende Anwendungsregelung für § 56 EStDV ab dem

Veranlagungszeitraum 2002 eingefügt.

Zu den Buchstaben b und c (Absatz 3d und 3e)

§ 84 Abs. 1 EStDV stellt auf den Veranlagungszeitraum

1996 ab, daher wird eine abweichende Anwendungsrege-

lung für § 70 EStDV ab dem Veranlagungszeitraum 2002

eingefügt.

Zu Artikel 3 (Lohnsteuer-
Durchführungsverordnung)

Zu Nummer 1 (§ 4)

Folgeänderung auf Grund der Änderung in § 3 Nr. 51 EStG

(Trinkgelder).

Zu Nummer 2 (§ 7)

Der DM-Betrag wird im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet.

Diese Glättung erfolgt im Gleichklang mit der Glättung in

§ 156 AO.

Zu Nummer 3 (§ 8)

Die Vorschrift regelt die zeitliche Anwendung.

Zu Artikel 4 (Körperschaftsteuergesetz)

Zu den Nummern 1 bis 3 (§§ 9, 24 und 25)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und mathematisch auf volle

Euro-Beträge gerundet.

Zu Nummer 4 (§ 54)

Die Vorschrift regelt die zeitliche Anwendung der techni-

schen Anpassungen.

Zu Artikel 5 (Körperschaftsteuer-
Durchführungsverordnung)

Zu den Nummern 1 und 2 (§§ 2 und 4)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und mathematisch auf volle

Euro-Beträge gerundet.

Zu Nummer 3 (§ 6)

Die Vorschrift regelt die zeitliche Anwendung der techni-

schen Anpassungen.

Zu Artikel 6 (Solidaritätszuschlaggesetz 1995)

Zu Nummer 1 (§ 3)

Die Bemessungsgrundlage, bis zu deren Erreichen bei zu-

sammenveranlagten bzw. anderen Steuerpflichtigen der So-

lidaritätszuschlag bei der Veranlagung zur Einkommen-
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steuer sowie im Lohnsteuerverfahren nicht erhoben wird

(sog. soziale Komponente), wird jeweils in Euro umgerech-

net und zur Vereinfachung (Erreichung gerader Jahres-

freigrenzen sowie durch 30 teilbarer gerader Monats-

freigrenzen) und zur Vermeidung einer Schlechterstellung

der Steuerpflichtigen aufgerundet. Damit wird wie bisher

ein sich ergebender Solidaritätszuschlag von ca. 100/

200 DM (max. 104,56/209,12 DM) jährlich nicht erhoben.

Zu Nummer 2 (§ 4)

Bei der Berechnung des Solidaritätszuschlags nach der sog.

Gleitregelung wird die Währungsbezeichnung von Pfennig

auf Cent umgestellt.

Zu Nummer 3 (§ 6)

Der neue Absatz regelt die erstmalige Anwendung der auf

Euro umgestellten Vorschriften für den Veranlagungszeit-

raum 2002.

Zu Artikel 7 (Gewerbesteuergesetz)

Zu den Nummern 1 und 4 bis 7 (§§ 8, 19, 29, 31, 34)

Der DM-Betrag wird im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Nummer 2 (§ 9)

Vergleiche gleichlautende Regelung in § 10b Abs. 1 EStG.

Zu Nummer 3 (§ 11)

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und Buchstaben b

und c 

Die DM-Beträge werden im Verhältnis 2 DM : 1 Euro ge-

glättet. 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstaben bb und cc 

Der Freibetrag gemäß § 11 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 in Höhe von

bisher 48 000 DM wird zur Vermeidung einer Schlechter-

stellung auf einen Betrag von 24 500 Euro geglättet. Der

Freibetrag gemäß § 11 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 in Höhe von bis-

her 7 500 DM wird in Entsprechung zu dem gleich hohen

Betrag in § 24 Satz 1 KStG (Artikel 4 Nr. 2) nach dem amt-

lichen Umrechnungskurs umgerechnet und mathematisch

auf den vollen Betrag von 3 835 Euro gerundet.

Zu Nummer 8 (§ 36)

§ 36 regelt die zeitliche Anwendung.

Zu Artikel 8 (Gewerbesteuer-
Durchführungsverordnung)

Zu Nummer 1 (§ 25)

Zu Buchstabe a 

Der Betrag von bisher 48 000 DM wird in Entsprechung zur

Regelung in § 11 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 GewStG (Artikel 7

Nr. 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb) zur Vermeidung ei-

ner Schlechterstellung auf einen Betrag von 24 500 Euro

geglättet.

Zu Buchstabe b 

Die Beträge von bisher 7 500 DM werden in Entsprechung

zu den gleich hohen Beträgen in § 24 Satz 1 KStG

(Artikel 4 Nr. 2) und § 11 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 GewStG

(Artikel 7 Nr. 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc) nach dem

amtlichen Umrechnungskurs umgerechnet und mathema-

tisch auf den vollen Betrag von 3 835 Euro gerundet.

Zu Nummer 2 (§ 36)

§ 36 regelt die zeitliche Anwendung.

Zu Artikel 9 (Außensteuergesetz)

Zu den Nummern 1 bis 4 (§§ 2, 7, 9 und 10)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf Grund der hohen Aus-

gangsbeträge i. d. R. auf volle tausend Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Nummer 5 (§ 21)

§ 21 regelt die zeitliche Anwendung.

Zu Artikel 10 (Zerlegungsgesetz)

Zu den Nummern 1 und 2 (§§ 1, 2, 3 und 5)

Es handelt sich um eine technische Anpassung. Wegen der

Einführung des Euro sind die bisherigen DM-Beträge in

Euro-Beträge umzurechnen.

Die Umrechnung erfolgt aus Praktikabilitätsgründen im

Verhältnis 2 DM : 1 Euro. Bei den Beträgen des Zerle-

gungsgesetzes handelt es sich um Zerlegungs-Aufgriffs-

grenzen, die ausschließlich im Verhältnis der aufkommens-

berechtigten Bundesländer zueinander Wirkung entfalten.

Sie haben keine Außenwirkung gegenüber dem Steuer-

pflichtigen.

Zu Nummer 3 (§ 7)

Die Währungseinheit „Pfennig“ wird auf „Cent“ umgestellt.

Zu Nummer 4 (§ 12) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2)

Sie regelt die zeitliche Anwendung der technischen Anpas-

sungen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3)

Die Anwendungsvorschrift berücksichtigt, dass bei den für

den Feststellungszeitraum 2001 auszuwertenden Lohnsteu-

erkarten die Lohnsteuer in DM ausgewiesen ist und diese

Auswertung erst nach Ablauf des Jahres 2001 erfolgt.

Zu Artikel 11 (Eigenheimzulagengesetz)

Zu den Nummern 1 und 2 Buchstabe b und zu Nummer 3 

Buchstabe a und c (§§ 5, 9 Abs. 5 Satz 1, § 17 Satz 1 und 5)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Kurs umge-

rechnet und auf volle Euro nach oben gerundet.



Drucksache 14/3554 – 54 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

Zu Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und bb 

und zu Nummer 3 Buchstabe b (§ 9 Abs. 2 Satz 1 und 2, 

§ 17 Satz 4)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Kurs umge-

rechnet und auf volle Euro nach unten gerundet.

Zu Nummer 4 (§ 19)

Die auf volle Euro gerundeten Beträge kommen erstmals

bei Fertigstellung oder Anschaffung nach dem 31. Dezem-

ber 2001 zur Anwendung. Bei Fertigstellung oder Anschaf-

fung vor diesem Zeitpunkt, werden die DM-Beträge exakt

nach dem amtlichen Umrechnungskurs umgerechnet. Dies

gilt auch für die Eigenheimzulage der Jahre 2002 und spä-

ter.

Zu Artikel 12 (Investitionszulagengesetz 1999)

Zu Nummer 1 (§ 3)

Die Beträge von 5 000 DM und 4 000 DM werden nach

dem amtlichen Umrechnungskurs umgerechnet und auf den

vollen Euro nach unten geglättet. 

Der Betrag von 1 200 DM wird nach dem amtlichen Um-

rechnungskurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach

oben geglättet

Zu Nummer 2 (§ 4)

Der Betrag von 5 000 DM wird nach dem amtlichen Um-

rechnungskurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach

unten geglättet.

Der Betrag von 40 000 DM wird nach dem amtlichen Um-

rechnungskurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach

oben geglättet.

Zu Nummer 3 (§ 10)

Die Vorschrift regelt die zeitliche Anwendung der techni-

schen Anpassungen.

Zu Artikel 13 (Grunderwerbsteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 3)

Die Steuerbefreiung gilt für Grundstückserwerbe, deren Be-

messungsgrundlage (§ 8) 5 000 Deutsche Mark – umge-

rechnet 2 556,46 Euro – nicht übersteigt. Die durch die Um-

rechnung an die Stelle der bisherigen runden DM-Beträge

tretenden Euro-Beträge werden zugunsten einer praktischen

Handhabbarkeit und einer leichteren Orientierung im

Rechtsverkehr im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Nummer 2 (§ 11)

Bei der Steuerberechnung wird die Steuer auf volle Deut-

sche Mark nach unten abgerundet. Durch Einführung des

Euro ist die Steuer auf volle Euro abzurunden.

Zu Nummer 3 (§ 17)

Von der gesonderten Feststellung kann abgesehen werden,

wenn die anteilige Bemessungsgrundlage für den Erwerb

des in einem anderen Land liegenden Grundstücksteils

5 000 Deutsche Mark – umgerechnet 2 556,46 Euro – nicht

übersteigt. Die durch die Umrechnung an die Stelle der bis-

herigen runden DM-Beträge tretenden Euro-Beträge wer-

den zugunsten einer praktischen Handhabbarkeit und einer

leichteren Orientierung im Rechtsverkehr im Verhältnis

2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Artikel 14 (Umsatzsteuergesetz)

Zu den Nummern 1, 2, 5 Buchstabe c und zu den Num-

mern 6, 8, 10 und 11 

(§§ 1a, 3c, 18 Abs. 5 Nr. 3 Satz 4, §§ 18a, 20, 25a, 26a)

Die DM-Beträge werden jeweils im Verhältnis 2 DM : 1 Euro

geglättet.

Zu Nummer 3 (§ 4)

Bereinigung des Gesetzestextes. Die bis zum 30. Juni 1999

geltende Vorschrift muss nicht weiter im aktuellen Geset-

zestext enthalten sein.

Zu Nummer 4 (§ 16)

Bei der Berechnung der Umsatzsteuer sind Werte in fremder

Währung nach Durchschnittskursen in die nationale Wäh-

rung umzurechnen. Diese Umrechnung muss ab 1. Januar

2002 auf Euro erfolgen.

Zu Nummer 5 Buchstabe a und b (§ 18 Abs. 2 und 2a)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben

geglättet.

Zu Nummer 7 (§ 19)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und geglättet. Bei der Glättung

werden – aus Gründen der Anwenderfreundlichkeit – die

Beträge nicht auf den nächsten vollen Euro nach oben bzw.

unten geglättet. Die Vorjahres-Umsatzgrenze in § 19 Abs. 1

Satz 1 UStG, bei deren Nichtüberschreiten eine Umsatz-

steuer nicht erhoben wird, wird auf den nächsten Betrag

aufgerundet, der auf volle zehn Euro lautet. Die – zu prog-

nostizierende – Umsatzgrenze für das laufende Kalender-

jahr, bei deren Nichtüberschreiten die Kleinunternehmer-

regelung des § 19 Abs. 1 UStG angewandt werden kann,

wird im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Nummer 9 (§ 23a)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet. Der Betrag entspricht dem Betrag in § 64 Abs. 3

AO.

Zu Artikel 15 (Umsatzsteuer-
Durchführungsverordnung)

Zu Nummer 1 (§ 25)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Cent nach unten ge-

glättet.
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Zu den Nummern 2, 3 und 5 (§§ 33, 44 und 61)

Die DM-Beträge werden jeweils im Verhältnis 2 DM : 1 Euro

geglättet. 

Zu Nummer 4 (§ 53)

Bei der Berechnung der Umsatzsteuer im Abzugsverfahren

sind Werte in fremder Währung nach Durchschnittskursen

in die nationale Währung umzurechnen. Diese Umrechnung

muss ab 1. Januar 2002 auf Euro erfolgen.

Zu Nummer 6 (§ 69)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Artikel 16 (Umsatzsteuer-Erstattungsverordnung)

Zu Nummer 1

Zur leichteren Anführung der Verordnung wird eine Kurz-

bezeichnung in den Titel aufgenommen.

Zu Nummer 2 (§ 1)

Der Mindestrechnungsbetrag, ab dem eine Erstattung er-

folgt, wird im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Nummer 3 (§ 2)

Umstellung des bisherigen DM-Betrags auf einen Euro-Be-

trag unter gleichzeitiger Erhöhung zur Berücksichtigung der

seit 1989 angestiegenen Umsatzsteuerbelastung.

Zu Artikel 17 (Bewertungsgesetz)

Zu Nummer 1 (§ 12)

Bisher können aus Vereinfachungsgründen noch nicht fäl-

lige Ansprüche aus Lebens-, Kapital- oder Rentenversiche-

rungen mit zwei Dritteln der in Deutscher Mark oder in ei-

ner ausländischen Währung eingezahlten Prämien oder

Kapitalbeiträge bewertet werden. Die Regelung soll in der

Weise weiter gelten, dass künftig zwei Drittel der in Euro

umgerechneten Prämien oder Kapitalbeiträge angesetzt

werden.

Zu Nummer 2 (§ 22)

Einheitswerte für den Grundbesitz haben im Wesentlichen

nur noch für die Grundsteuer Bedeutung. Maßgebend sind

die in den alten Ländern nach den Wertverhältnissen vom

1. Januar 1964 und in den neuen Ländern nach den Wertver-

hältnissen vom 1. Januar 1935 festgestellten Einheitswerte.

Nach § 27 BewG sind bei Fortschreibungen und Nach-

feststellungen der Einheitswerte die Wertverhältnisse im

Hauptfeststellungszeitpunkt zugrunde zu legen, sie gelten

während des gesamten Hauptfeststellungszeitraums. Fort-

schreibungen können nur vorgenommen werden, wenn

bestimmte Wertgrenzen überschritten werden. Diese in

Deutscher Mark ausgedrückten Wertgrenzen sollen auch

weiterhin für Wertfortschreibungen maßgebend sein, um die

Einheitlichkeit der Bewertung während des gesamten

Hauptfeststellungszeitraums sicher zu stellen. Durch die

Beibehaltung wird auch die bisherige DV-Unterstützung für

diese Bewertungsverfahren weiterhin gewährleistet.

Da die Einheitswerte als Berechnungsgrundlagen für die

Grundsteuer in absehbarer Zeit ohnehin durch eine andere

Bemessungsgrundlage ersetzt werden sollen, sollen sie bis

dahin wie bisher in Deutscher Mark ermittelt und nach un-

ten auf volle hundert DM abgerundet werden. Anschließend

wird der abgerundete Wert in Euro umgerechnet und in

Euro festgestellt.

Zu Nummer 3 (§ 30)

Die Einheitswerte des Grundbesitzes sollen weiterhin auf

der Grundlage der für den laufenden Hauptfeststellungszeit-

raum festgelegten Berechnungsgrundlagen ermittelt wer-

den. Eine Umrechnung dieser Werte in Euro wäre mit einem

nicht vertretbaren Verwaltungsaufwand verbunden. Die

Einheitswerte sollen deshalb wie bisher in Deutscher Mark

ermittelt und nach unten abgerundet werden. Anschließend

wird der abgerundete Wert in Euro umgerechnet.

Zu Nummer 4 (§ 152)

Zu Absatz 1

Die Vorschrift bestimmt den Anwendungszeitpunkt.

Zu Absatz 2

Die Einheitswerte des Grundbesitzes und die Ersatzwirt-

schaftswerte für das land- und forstwirtschaftliche Vermö-

gen in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten

Gebiet sollen weiterhin auf der Grundlage der für den lau-

fenden Hauptfeststellungszeitraum festgelegten Berech-

nungsgrundlagen ermittelt werden. Eine Umrechnung die-

ser Werte in Euro wäre mit einem nicht vertretbaren

Verwaltungsaufwand verbunden. Die Einheitswerte sollen

deshalb wie bisher in Deutscher Mark ermittelt werden.

Eine Änderung der Bestimmungen des für die Bedarfsbe-

wertung ab 1. Januar 1996 geltenden Vierten Abschnitts des

Bewertungsgesetzes (§§ 138 bis 150) ist nicht erforderlich,

weil ihre Geltung nach § 138 Abs. 4 BewG bis zum

31. Dezember 2001 begrenzt ist und sie ab 1. Januar 2002

ohnehin ersetzt werden müssen.

Zu Nummer 5 (Anlagen zum Bewertungsgesetz)

Die Währungseinheit „Deutsche Mark“ wird durch „Euro“

ersetzt.

Zu Artikel 18 (Verordnungen zum Bewertungsgesetz)

Zu Nummer 1 (Verordnung zu § 55 Abs. 3 und 4 BewG)

Anstelle der gegenstandslos gewordenen Berlinklausel tritt

eine Anwendungsvorschrift zur Beibehaltung der Deut-

schen Mark als Berechnungsgrundlage. 

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Folgeände-

rung, da auch in der Stammvorschrift (§ 55 BewG zur Er-

mittlung der Einheitswerte und der Ersatzwirtschaftswerte

für das land- und forstwirtschaftliche Vermögen) die für den

laufenden Hauptfeststellungszeitraum festgelegten Berech-

nungsgrundlagen weiterhin in Deutscher Mark gelten

(§ 152 Abs. 2 BewG).
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Zu Nummer 2 (Verordnung zu § 55 Abs. 8 BewG)

Anstelle der gegenstandslos gewordenen Berlinklausel tritt

eine Anwendungsvorschrift zur Beibehaltung der Deut-

schen Mark als Berechnungsgrundlage. 

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Folgeände-

rung, da auch in der Stammvorschrift (§ 55 BewG zur Er-

mittlung der Einheitswerte und der Ersatzwirtschaftswerte

für das land- und forstwirtschaftliche Vermögen) die für den

laufenden Hauptfeststellungszeitraum festgelegten Berech-

nungsgrundlagen weiterhin in Deutscher Mark gelten

(§ 152 Abs. 2 BewG).

Zu Nummer 3 (Verordnung zu § 90 BewG)

§ 5 der Verordnung zu § 90 BewG enthält bisher die zwi-

schenzeitlich gegenstandslos gewordene Berlinklausel. An

ihre Stelle tritt eine Anwendungsvorschrift zur Beibehal-

tung der Deutschen Mark als Berechnungsgrundlage für die

Feststellung von Einheitswerten des Grundvermögens im

laufenden Hauptfeststellungszeitraum. Die redaktionelle

Änderung der Verordnung folgt der in § 152 Abs. 2 BewG

getroffenen Regelung.

Zu Artikel 19 (Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetz)

Zu den Nummern 1 bis 10 (§§ 10, 13, 13a, 16, 17, 18, 19,

19a, 20, 22)

Die durch die Umrechnung an die bisherigen runden

DM-Beträge tretenden krummen Euro-Beträge werden zu-

gunsten einer praktischen Handhabbarkeit und einer leichte-

ren Orientierung im Rechtsverkehr durch abgerundete

Euro-Beträge ersetzt. Im Interesse einer möglichst einfa-

chen Anwendung der neuen Euro-Beträge werden die bis-

herigen DM-Beträge im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Nummer 11 (§ 37)

Die Vorschrift bestimmt den Anwendungszeitpunkt.

Zu Artikel 20 (Erbschaftsteuer-
Durchführungsverordnung)

Zu den Nummern 1 bis 4 (§§ 1, 3, 7, 8)

Die durch die Umrechnung an die bisherigen runden

DM-Beträge tretenden krummen Euro-Beträge werden zu-

gunsten einer praktischen Handhabbarkeit und einer leichte-

ren Orientierung im Rechtsverkehr durch abgerundete

Euro-Beträge ersetzt. Im Interesse einer möglichst einfa-

chen Anwendung der neuen Euro-Beträge werden die bis-

herigen DM-Beträge im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet. 

Zu Nummer 5 (§ 12)

Die Vorschrift bestimmt den Anwendungszeitpunkt.

Zu Nummer 6 (Muster 1, 2, 5 und 6)

Die Währungsangabe DM wird durch die amtliche Abkür-

zung EUR für den Euro ersetzt.

Zu Artikel 21 (Grundsteuergesetz)

Zu den Nummern 1 bis 4 und 6 Buchstabe a 

(§§ 15, 22, 23, 28 und 42 Abs. 2)

Die bisherigen DM-Beträge werden im Verhältnis

2 DM : 1 Euro geglättet bzw. umgerechnet.

Zu Nummer 5 (§ 38)

Die Vorschrift bestimmt den Anwendungszeitpunkt.

Zu Nummer 6 Buchstabe b (§ 42 Abs. 3 Satz 3)

Die Währungseinheit „Pfennig“ wird auf „Cent“ umgestellt.

Zu Artikel 22 (Grundsteuerdurchführungs-
verordnung)

Der bisherige RM-Betrag wird im Verhältnis 2 DM : 1 Euro

geglättet.

Zu Artikel 23 (Abgabenordnung)

Zu den Nummern 1 und 2 (§§ 64 und 67a)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und mathematisch auf den vollen

Euro-Betrag gerundet.

Zu Nummer 3 (§ 115)

Bei der Rundungsregelung für die Kosten der Amtshilfe

(Auslagenerstattung) wird der DM-Betrag im Verhältnis

2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Nummer 4 (§141 Abs. 1)

Zu Buchstabe a (Nummer 1)

Eine centgenaue Umrechnung des Betrages von

500 000 DM würde 255 645,94 Euro ergeben. Dieser Be-

trag wird nach oben auf 260 000 Euro geglättet.

Zu Buchstabe b (Nummer 3)

Eine centgenaue Umrechnung des Betrages von 40 000 DM

würde 20 451,67 Euro ergeben. Dieser Betrag wird nach

oben auf 20 500 Euro geglättet.

Zu Buchstabe c (Nummer 4 und 5)

Eine centgenaue Umrechnung des Betrages von 48 000 DM

würde 24 542,01 Euro ergeben. Dieser Betrag wird nach

oben auf 25 000 Euro geglättet.

In allen Fällen wird eine maßvolle Glättung nach oben vor-

genommen, was eine Erhöhung der Grenzen für den Eintritt

in die Buchführungspflicht bedeutet. Diese Erhöhung wird

im Hinblick auf die Preisentwicklung für vertretbar gehal-

ten.

Zu Nummer 5 (§ 152)

Der absolute Höchstbetrag für einen Verspätungszuschlag

(50 000 DM) wird im Verhältnis 2 DM : 1 Euro umgestellt

und somit geringfügig abgerundet.
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Zu Nummer 6 (§ 156)

In der Ermächtigungsgrundlage für den Erlass einer Klein-

betragsverordnung (siehe hierzu Neufassung der Kleinbe-

tragsverordnung) wird der bisherige Grenzbetrag (20 DM)

durch einen Betrag in Höhe von 10 Euro ersetzt und damit

gegenüber einer centgenauen Umrechnung (die 10,23 Euro

ergeben würde) geringfügig abgerundet.

Die Ermächtigungsgrundlage für den Erlass von Abrun-

dungsvorschriften wird nicht übernommen. Durch den

Einsatz der elektronischen Datenverarbeitung im Steuer-

festsetzungs- und Steuererhebungsverfahren haben die Ab-

rundungsregelungen des bisherigen § 8 der Kleinbetrags-

verordnung ihre Bedeutung weitgehend verloren. Sie

können zudem zu Abstimmungsdifferenzen zwischen der

Finanzverwaltung und den Steuerpflichtigen führen.

Soweit Steuergesetze Abrundungsregelungen enthalten

(z. B. § 37 Abs. 5 EStG, § 39a Abs. 5 EStG, § 41c Abs. 4

Satz 2 EStG, § 11 Abs. 1 Satz 3 GewStG), bleiben diese

von der Streichung der Ermächtigungsgrundlage in § 156

Abs. 1 AO unberührt. Wegen der neuen Abrundungs- und

Kleinbetragsregelungen für Zinsen und Säumniszuschläge

vgl. §§ 238 bis 240 AO.

Zu Nummer 7 (§ 238)

Bei der Rundungsregelung für die Bemessungsgrundlage

von Zinsen wird der DM-Betrag im Verhältnis 2 DM:1 Euro

geglättet.

Zu Nummer 8 (§ 239)

Absatz 2 Satz 1 enthält die bisher in § 8 Abs. 1 der Klein-

betragsverordnung enthaltene Rundungsregelung; zur Ver-

meidung der Festsetzung und Erhebung von ungeraden

(Cent-)Beträgen wird die bisherige Rundung auf volle

Deutsche Mark durch eine Rundung auf volle Euro – je-

weils zugunsten des Steuerpflichtigen – ersetzt.

Bei der in Absatz 2 Satz 2 geregelten Kleinbetragsgrenze

wird der DM-Betrag im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Nummer 9 (§ 240) 

Bei der Rundungsregelung für die Bemessungsgrundlage

von Säumniszuschlägen wird der DM-Betrag im Verhältnis

2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Nummer 10 (§ 275)

Umstellung auf den Euro.

Zu Nummer 11 (§ 329)

Abrundende Neufestsetzung in Euro im Verhältnis

2 DM : 1 Euro.

Zu Nummer 12 (§ 339)

Die Regelung kann als entbehrlich aufgehoben werden, weil

die volle Gebühr nach § 13 Abs. 1 GVKostG bereits 20 DM

beträgt.

Zu Nummer 13 (§ 341)

Abrundende Neufestsetzung in Euro im Verhältnis

2 DM : 1 Euro.

Zu Nummer 14 (§ 343)

§ 343 regelt die Abrundung der Gebühren, wenn sich bei ih-

rer Berechnung Pfennigbeträge ergeben. Für die Rundungs-

vorschrift besteht kein Bedürfnis mehr; sie kann daher ent-

fallen.

Zu Nummer 15 (§ 344)

Abrundende Neufestsetzung in Euro im Verhältnis

2 DM : 1 Euro.

Zu Nummer 16 (§ 378)

Nach geltendem Recht kann leichtfertige Steuerverkürzung

mit einer Geldbuße bis zu 100 000 DM geahndet werden.

Die genaue Umrechnung des Ausgangsbetrags ergibt

51 129,19 Euro. Bei der neuen Geldbuße handelt es sich um

eine auf 10 000 Euro gerundete Obergrenze. Diese beträgt

danach 50 000 Euro.

Zu Nummer 17 (§379)

Nach geltendem Recht kann Steuergefährdung mit einer

Geldbuße bis zu 10 000 DM geahndet werden. Die genaue

Umrechnung des Ausgangsbetrags ergibt 5 112,92 Euro.

Bei der neuen Geldbuße handelt es sich um eine auf

1 000 Euro gerundete Obergrenze. Diese beträgt danach

5 000 Euro.

Zu Nummer 18 (§ 380)

Nach geltendem Recht kann Gefährdung der Abzugsteuern

mit einer Geldbuße bis zu 10 000 DM geahndet werden.

Die genaue Umrechnung des Ausgangsbetrags ergibt

5 112,92 Euro. Bei der neuen Geldbuße handelt es sich um

eine auf 1 000 Euro gerundete Obergrenze. Diese beträgt

danach 5 000 Euro.

Zu Nummer 19 (§ 381)

Nach geltendem Recht kann Verbrauchsteuergefährdung

mit einer Geldbuße bis zu 10 000 DM geahndet werden.

Die genaue Umrechnung des Ausgangsbetrags ergibt

5 112,92 Euro. Bei der neuen Geldbuße handelt es sich um

eine auf 1 000 Euro gerundete Obergrenze. Diese beträgt

danach 5 000 Euro.

Zu Nummer 20 (§ 382)

Nach geltendem Recht kann Gefährdung der Eingangsabga-

ben mit einer Geldbuße bis zu 10 000 DM geahndet werden.

Die genaue Umrechnung des Ausgangsbetrags ergibt

5 112,92 Euro. Bei der neuen Geldbuße handelt es sich um

eine auf 1 000 Euro gerundete Obergrenze. Diese beträgt

danach 5 000 Euro.

Zu Nummer 21 (§ 383)

Nach geltendem Recht kann unzulässiger Erwerb von Steu-

ererstattungs- und Vergütungsansprüchen mit einer Geld-
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buße bis zu 100 000 DM geahndet werden. Die genaue

Umrechnung des Ausgangsbetrags ergibt 51 112, 92 Euro.

Bei der neuen Geldbuße handelt es sich um eine auf

10 000 Euro gerundete Obergrenze. Diese beträgt danach

50 000 Euro.

Zu Artikel 24 (Einführungsgesetz zur 
Abgabenordnung)

Zu den Nummern 1 bis 6 (§§ 1, 4, 8, 9a, 15 und 16)

Der Artikel enthält die Übergangsregelungen zu den Ände-

rungen der Abgabenordnung, zur Änderung der Mittei-

lungsverordnung und zur Neufassung der Kleinbetragsver-

ordnung.

Hinsichtlich der Übergangsvorschriften zum Verspätungs-

zuschlag und zur Kleinbetragsverordnung berücksichtigt

sie, dass Steuerfestsetzungen in Euro erstmals für nach dem

31. Dezember 2001 beginnende Besteuerungszeiträume er-

folgen (vgl. Tz. 3.2.1 und 3.2.2 des „Euro-Einführungs-

schreibens“ vom 15. Dezember 1998, Bundessteuerblatt

Teil I S. 1625).

Bei der Umstellung der Zinsberechnung sollen folgende Be-

sonderheiten gelten: Die Rundung nach § 238 Abs. 2 AO

soll unabhängig vom Zeitpunkt der Zinsfestsetzung in Ab-

hängigkeit vom Zinslauf erfolgen. Maßgebend ist, inwie-

weit Zinsen für volle Monate berechnet werden, die nach

der Umstellung auf den Euro begonnen haben. Da die Run-

dungsregelung nach § 239 Abs. 2 Satz 1 AO und die Klein-

betragsgrenze nach § 239 Abs. 2 Satz 2 AO erst unmittelbar

bei der Zinsfestsetzung zu beachten sind, ist die Anwen-

dung der neuen Regelungen hierbei an den Zeitpunkt der

Festsetzung der Zinsen geknüpft.

Die Umstellung der Berechnung von Säumniszuschlägen

soll hinsichtlich der Rundung nach § 240 Abs. 1 Satz 1 AO

unabhängig vom Zeitpunkt der Erhebung der Säumniszu-

schläge in Abhängigkeit von ihrer Entstehung erfolgen.

Maßgebend ist, inwieweit Säumniszuschläge für angefan-

gene Monate entstehen, die nach der Umstellung auf den

Euro begonnen haben.

Zu Artikel 25 (§ 7 Mitteilungsverordnung)

Abrundende Neufestsetzung der Bagatellgrenze für die Er-

füllung der Mitteilungspflichten. Eine centgenaue Umrech-

nung der bisherigen Bagatellgrenze würde 1 533,88 Euro

ergeben.

Zu Artikel 26 (Kleinbetragsverordnung)

Allgemeines

In der Kleinbetragsverordnung (KBV) sind die DM-Beträge

auf Euro-Beträge umzustellen. Ferner sind einige Regelun-

gen (z. B. die Vorschriften über das Absehen von einer än-

dernden Steuerfestsetzung bei der Gesellschaftsteuer, der

Börsenumsatzsteuer und der Vermögensteuer) durch die

Rechtsentwicklung überholt.

Angesichts der Notwendigkeit eines ökonomischen Verwal-

tungshandelns ist es nicht mehr sachgerecht, die Regelun-

gen der Kleinbetragsverordnung auf Änderungen zuunguns-

ten des Steuerpflichtigen zu beschränken. Die durch eine

umfassendere Anwendung der Kleinbetragsverordnung be-

wirkte Verwaltungskostenersparnis kommt letztlich auch

denjenigen Steuerpflichtigen zugute, bei denen (ausnahms-

weise) eine begünstigende Änderung unterbleibt, weil der

Grenzbetrag von 10 Euro nicht überschritten wird.

Ferner kann die bisherige Abrundungsvorschrift des § 8

KBV ersatzlos entfallen (siehe die Begründung zur Neufas-

sung des § 156 AO).

Die Kleinbetragsverordnung soll daher neu gefasst werden.

Die Rechtsbereinigung, die Erweiterung des Anwendungs-

bereichs der Kleinbetragsverordnung und die Abschaffung

der Abrundungsregelungen (§ 8 KBV) sind zwar nicht

durch die Einführung des Euro veranlasst; sie sollen aber

mit der hier vorgeschlagenen Neufassung verbunden wer-

den, um eine mehrfache Änderung der Kleinbetragsverord-

nung innerhalb einer kurzen Zeitspanne zu vermeiden und

um damit zu einer Eindämmung der „Normenflut“ beizutra-

gen. Ferner werden dadurch mehrfache Änderungen der

Programme für das automatisierte Steuerfestsetzungs- und

Steuererhebungsverfahren vermieden.

Die erforderlichen Übergangsregelungen ergeben sich aus

Artikel 97 § 9a des Einführungsgesetzes zur Abgabenord-

nung.

Es ist ferner vorgesehen, in Abstimmung mit den obersten

Finanzbehörden der Länder die durch Verwaltungsanwei-

sung getroffene Kleinbetragsregelung für das Erhebungs-

verfahren (BMF-Schreiben vom 15. Januar 1982, Bundes-

steuerblatt Teil I S. 197) ebenfalls an die Einführung des

Euro anzupassen.

Zu §  1 KBV

Der bisherige Grenzbetrag (20 DM) wird – in Anpassung an

die geänderte Ermächtigungsgrundlage in § 156 Abs. 1 AO

– durch einen Betrag in Höhe von 10 Euro ersetzt. Ferner

wird die Regelung auf Änderungen zugunsten des Steuer-

pflichtigen ausgedehnt und die Änderung bzw. Berichtigung

unterhalb des Grenzbetrages auch auf Antrag des Steuer-

pflichtigen ausgeschlossen (vgl. den allgemeinen Teil der

Begründung).

Die bisherigen Kleinbetragsregelungen zur Festsetzung von

Vermögensteuer, Gesellschaftsteuer, Börsenumsatzsteuer,

von Zuschlägen zur Grunderwerbsteuer sowie zum Lohn-

steuer-Jahresausgleich sind durch die Rechtsentwicklung

gegenstandslos geworden und werden daher nicht übernom-

men.

Zu § 2 KBV

Der bisher in § 2 KBV genannte Betrag (5 DM) wird durch

einen Betrag in Höhe von 2 Euro ersetzt. Ferner wird die

Regelung auf Änderungen bzw. Berichtigungen zugunsten

des Steuerpflichtigen ausgedehnt (vgl. den allgemeinen Teil

der Begründung).

Zu § 3 KBV

Der bisher in § 3 KBV genannte Betrag (40 DM) wird

durch einen Betrag in Höhe von 20 Euro ersetzt. Ferner

wird nicht mehr zwischen Änderungen bzw. Berichtigungen
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zugunsten und Änderungen bzw. Berichtigungen zuunguns-

ten des Steuerpflichtigen unterschieden (vgl. den allgemei-

nen Teil der Begründung).

Der Anwendungsbereich der Regelungen bleibt aber auf

Feststellungen über die Höhe der Einkünfte beschränkt und

erstreckt sich somit weiterhin nicht auf andere Feststellun-

gen (z. B. zur Art der Einkünfte oder zur Qualifizierung der

festgestellten Einkünfte als laufender Gewinn bzw. Veräu-

ßerungsgewinn), da in diesen Fällen die steuerlichen Aus-

wirkungen vom Feststellungsfinanzamt i. d. R. nicht über-

blickt werden können.

Zu § 4 KBV

Der bisher in § 4 KBV genannte Betrag (20 DM) wird

durch einen Betrag in Höhe von 10 Euro ersetzt. Ferner

wird die Regelung auf Änderungen zugunsten des An-

spruchsberechtigten ausgedehnt (vgl. den allgemeinen Teil

der Begründung).

Zu § 5 KBV

Der bisher in der Vorschrift genannte Betrag (20 DM) wird

durch einen Betrag in Höhe von 10 Euro ersetzt. Die Rege-

lung zur Rückforderung von Sparprämien ist durch die

Rechtsentwicklung gegenstandslos geworden und wird da-

her nicht übernommen.

Zu § 6 KBV

Der bisherige in § 7 KBV genannte Betrag für die Kraft-

fahrzeugsteuer von 5 DM wird im § 6 KBV-neu durch

5 EUR ersetzt. Die bisher festgelegte Grenze von „weniger

als 5 DM“ hat sich in der Praxis inzwischen als unzurei-

chend erwiesen. Sie führt häufig zur Festsetzung und Erhe-

bung von Bagatellbeträgen; der damit verbundene Verwal-

tungsaufwand ist unverhältnismäßig.

Zu Artikel 27 (Kraftfahrzeugsteuergesetz)

Zu Nummer 1 (§ 3b)

Die Einführung des Euro ist keine Währungsreform, son-

dern eine Währungsumstellung. Tarifänderungen würden in

diesem Zusammenhang bei den Steuerpflichtigen auf Un-

verständnis stoßen. Die Werte der Steuerbefreiungen für be-

sonders emissionsreduzierte Personenkraftwagen werden

daher gemäß den EU-Vorgaben durch Umrechnung und

Rundung centgenau umgestellt.

Zu Nummer 2 (§ 9)

Die Einführung des Euro ist keine Währungsreform, son-

dern eine Währungsumstellung. Tarifänderungen würden in

diesem Zusammenhang bei den Steuerpflichtigen auf Un-

verständnis stoßen. Die Steuersätze werden daher lediglich

gemäß den EU-Vorgaben durch Umrechnung und Rundung

centgenau umgestellt.

Außerdem müssten im Falle von Glättungen für den gesam-

ten Fahrzeugbestand neue KraftSt-Bescheide ergehen, da es

sich bei der Kraftfahrzeugsteuer um „Dauerbescheide“ han-

delt. Seit dem II. Quartal 1999 wird in KraftSt-Bescheiden

der festgesetzte DM-(End-)Betrag nachrichtlich in der Ab-

rechnung in EUR ausgewiesen.

Zu Nummer 3 (§ 10)

Die Einführung des Euro ist keine Währungsreform, son-

dern eine Währungsumstellung. Tarifänderungen würden in

diesem Zusammenhang bei den Steuerpflichtigen auf Un-

verständnis stoßen. Die Anhängerzuschläge für Nutzfahr-

zeuge werden daher lediglich gemäß den EU-Vorgaben

durch Umrechnung und Rundung centgenau umgestellt.

Außerdem müssten im Falle von Glättungen für alle betref-

fenden Fahrzeuge neue KraftSt-Bescheide ergehen, da es

sich bei der Kraftfahrzeugsteuer um „Dauerbescheide“ han-

delt. Seit dem II. Quartal 1999 wird in KraftSt-Bescheiden

der festgesetzte DM-(End-)Betrag nachrichtlich in der Ab-

rechnung in EUR ausgewiesen.

Zu Nummer 4 (§ 11)

Zu Buchstabe a (Absatz 2)

Die Steuer ist für die Dauer eines Jahres im Voraus zu ent-

richten. Die Steuer darf, wenn die Jahressteuer 1 000 DM –

umgerechnet 511,29 EUR – beträgt, in Halbjahresbeträgen

und wenn sie 2  000 DM – umgerechnet 1 022,58 EUR –

beträgt, in Vierteljahresbeträgen entrichtet werden. Aus

Praktikabilitätsgründen wird im Verhältnis 2 DM : 1 EUR

geglättet.

Zu Buchstabe b (Absatz 5)

Die Steuer wird auf volle Deutsche Mark nach unten abge-

rundet. Durch Einführung des Euro ist die Steuer auf volle

Euro abzurunden.

Zu Nummer 5 (§ 18)

Die nachzufordernde oder zu erstattende Steuer wird bei ei-

nem Betrag von bis zu 20 DM – umgerechnet 10,23 EUR –

im Falle der Steuersatzänderung innerhalb des Entrich-

tungszeitraums mit der für den nächsten Entrichtungszeit-

raum festgesetzten Steuer fällig. Aus Praktikabilitätsgrün-

den wird im Verhältnis 2 DM : 1 EUR geglättet.

Zu Artikel 28 (§ 8 Kraftfahrzeugsteuer-
Durchführungsverordnung)

Bei einer steuerlichen Auswirkung von mindestens 20 DM

– umgerechnet 10,23 EUR – wird vom bisher zuständigen

an das neu zuständige Finanzamt die verspätete verkehrs-

rechtliche Zulassung für den Erwerber mitgeteilt. Aus Prak-

tikabilitätsgründen wird im Verhältnis 2 DM : 1 EUR ge-

glättet.

Zu Artikel 29 (Versicherungsteuergesetz)

Zu Nummer 1 (§ 4)

Die Steuerbefreiung gilt für Viehversicherungen bis zu ei-

ner Versicherungssumme von 7 500 Deutsche Mark – um-

gerechnet 3 834,69 Euro. Aus Praktikabilitätsgründen wird

der Betrag auf 4 000 Euro erhöht. Eine Glättung unter dem

umgerechneten Wert hätte faktisch den Wegfall der Steuer-
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befreiung zur Folge, da die Versicherungssumme in der Pra-

xis derzeit voll ausgeschöpft wird.

Zu Nummer 2 (§ 5)

Die Regelung, die noch aus der Zeit des tatsächlichen Agen-

teninkassos beim Versicherungsnehmer stammt – sie sollte

den Inkassanten von der Mühe des Inkassos einzelner Pfen-

nigbeträge entlasten –, ist auf Grund der technischen Ent-

wicklung nicht mehr zeitgemäß.

Zu Nummer 3 (§ 6)

Gegenstand der Steuer ist auch bei den hier in Rede stehen-

den Versicherungen die Zahlung des Versicherungsentgel-

tes, mit der die Steuerschuld entsteht. Für die Steuerberech-

nung ist jedoch die Höhe des gezahlten Versicherungsent-

gelts ohne jede Bedeutung, weil die Steuerberechnung nach

der Versicherungssumme erfolgt.

Mit der Änderung wird ein währungsneutraler Steuersatz

eingeführt, der der modernen Steuergesetzgebung entspricht

und weitere Rundungen ausschließt.

Zu Nummer 4 (§ 8)

Anmeldungszeitraum für die Versicherungsteuer ist grund-

sätzlich der Kalendermonat. Hat die Steuer für das vorange-

gangene Kalenderjahr insgesamt nicht mehr als 6 000 Deut-

sche Mark – umgerechnet 3 067,75 Euro – betragen, so ist

Anmeldungszeitraum das Kalendervierteljahr. Der DM-

Betrag wird aus Praktikabilitätsgründen im Verhältnis

2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Artikel 30 (§ 5 Versicherungsteuer-
Durchführungsverordnung)

Sind statt einer Versicherungssumme feste Entschädigungs-

beträge für jedes Stück Vieh vereinbart, so gilt die Steuer-

befreiung des § 4 Nr. 9 VersStG nur, wenn der Höchstbetrag

der Ersatzpflicht des Versicherers gegenüber einem Ver-

sicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Zahlung des Ver-

sicherungsentgelts 7 500 Deutsche Mark – umgerechnet

3 834,69 Euro – nicht übersteigt. Aus Praktikabilitätsgrün-

den wird der Betrag auf 4 000 Euro erhöht. Die Freigrenze

korrespondiert mit der Freigrenze des § 4 Nr. 9 VersStG.

Zu Artikel 31 (Feuerschutzsteuergesetz)

Zu Nummer 1 (§ 3)

Umstellung auf den Euro.

Zu Nummer 2 (§ 8)

Anmeldungszeitraum für die Feuerschutzsteuer ist grund-

sätzlich der Kalendermonat. Hat die Steuer für das vorange-

gangene Kalenderjahr insgesamt nicht mehr als 2 400 Deut-

sche Mark – umgerechnet 1 227,10 Euro – betragen, so ist

der Anmeldungszeitraum das Kalendervierteljahr. Der

DM-Betrag wird aus Praktikabilitätsgründen im Verhältnis

2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Artikel 32 (Wohnungsbau-Prämiengesetz)

Zu Nummer 1 (§ 2)

Der DM-Betrag für den Mindestbeitrag an Bausparkassen

im Sparjahr wird im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Nummer 2 (§ 2a)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet und auf volle 100 Euro nach oben

geglättet.

Zu Nummer 3 (§ 3)

Der prämienbegünstigte Höchstbetrag von 1 000 DM wird

nach dem amtlichen Umrechnungskurs umgerechnet und

auf den vollen Euro nach oben geglättet; der Höchstbetrag

für Ehegatten beträgt weiterhin das Doppelte davon.

Zu Nummer 4 (§ 10)

Die Vorschrift regelt die zeitliche Anwendung.

Zu Artikel 33 (Änderung des Fünften 
Vermögensbildungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 4)

Der DM-Betrag wird jeweils im Verhältnis 2 DM : 1 Euro

geglättet.

Zu Nummer 2 (§ 11)

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach oben ge-

glättet.

Zu Nummer 3 (§ 13)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Einkommensgrenze von 35 000 DM wird nach dem

amtlichen Umrechnungskurs umgerechnet und auf volle

100 Euro nach oben geglättet. Die Einkommensgrenze für

Ehegatten beträgt weiterhin das Doppelte davon.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Die DM-Beträge werden nach dem amtlichen Umrech-

nungskurs umgerechnet. Der Betrag von 800 DM wird so-

dann auf den nächsten durch 12 teilbaren Euro nach unten,

der Betrag von 936 DM auf den nächsten durch 12 teilbaren

Euro nach oben geglättet. Das ist jeweils der dem Umrech-

nungsbetrag am nächsten liegende durch 12 teilbare Euro-

Betrag. Durch 12 teilbare Anlagehöchstbeträge haben sich

als vorteilhaft erwiesen, da vermögenswirksame Leistungen

meist in Monatsraten überwiesen werden.

Zu Artikel 34 (Verordnung zur Durchführung des 
Fünften Vermögensbildungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 6)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Währungsbezeichnung wird auf Euro umgestellt.
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Zu Buchstabe b (Abs. 3 und 4)

Der DM-Betrag wird jeweils im Verhältnis 2 DM : 1 Euro

geglättet.

Zu Nummer 2 (§ 8)

Der DM-Betrag wird im Verhältnis 2 DM : 1 Euro geglättet.

Zu Nummer 3 (§ 9)

Die Bagatellgrenze von 5 DM soll auf 5 Euro nach oben ge-

glättet werden. Die damit verbundene Anhebung erscheint

aus verwaltungsökonomischen Gründen erforderlich und

erfolgt im Gleichklang mit der vorgesehenen Glättung der

für die Kraftfahrzeugsteuer geltenden Bagatellgrenze in der

Kleinbetragsverordnung. Sie liegt damit noch deutlich unter

der in § 156 AO allgemein vorgesehenen Kleinbetrags-

grenze von 10 Euro.

Zu Nummer 4 (§ 11)

Die Vorschrift regelt die zeitliche Anwendung.

Zu Artikel 35 (§ 2 Gesetz über Bergmannsprämien)

Zu Nummer 1 (§ 2)

§ 3 Nr. 46 Einkommensteuergesetz stellt Bergmannsprä-

mien nach dem Gesetz über Bergmannsprämien steuerfrei.

Die Höhe der Bergmannsprämie regelt § 2 des Gesetzes

über Bergmannsprämien; sie beträgt 10 Deutsche Mark für

jede unter Tage verfahrene volle Schicht.

Der DM-Betrag wird nach dem amtlichen Umrechnungs-

kurs umgerechnet und auf den vollen Euro nach unten ge-

glättet.

Zu Nummer 2 (§ 7)

Die Vorschrift regelt die zeitliche Anwendung.

Zu Artikel 36 (Neufassung der betroffenen Gesetze 
und Verordnungen)

Wegen der umfangreichen Änderungen einzelner Gesetze

und Verordnungen soll – soweit nicht bereits in diesen Ge-

setzen vorgesehen – das Bundesministerium der Finanzen

ermächtigt werden, die sich auf Grund der Änderungen er-

gebenden Neufassungen im Bundesgesetzblatt bekannt zu

machen.

Zu Artikel 37 (Rückkehr zum einheitlichen 
Verordnungsrang)

Um zu vermeiden, dass die im Rahmen dieses Gesetzes vor-

genommenen Änderungen der einzelnen Durchführungs-

verordnungen künftig nur noch durch Gesetz, aber nicht

mehr vom Verordnungsgeber späteren Erfordernissen ange-

passt werden können, ist eine besondere Bestimmung erfor-

derlich, die dies gestattet.

Zu Artikel 38 (Inkrafttreten)

Artikel 38 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 751. Sitzung am 19. Mai 2000

beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76

Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

l. Zu Artikel 7 Nr. 5

In Artikel 7 Nr. 5 ist in § 29 Abs. 3 vor dem Wort „Euro“

die Angabe „500“ durch die Angabe „l 000“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g  

Die im Gesetzentwurf für die Gewerbesteuerzerlegung

vorgesehene Abrundung der Arbeitslöhne auf volle

500 Euro ist im maschinellen Verfahren nicht umsetzbar,

wenn in DM erfasste Arbeitslöhne automatisch in Euro

umzurechnen sind. Solche Umrechnungen sind in den

nächsten Jahren regelmäßig vorzunehmen:

Wird in einem Bescheid zugleich veranlagte und voraus-

zuzahlende Gewerbesteuer festgesetzt und betrifft min-

destens eine der beiden Festsetzungen einen Zeitraum ab

2002, ist der gesamte Bescheid in Euro abzufassen (Bei-

spiel: Veranlagung für das Jahr 2001 = DM-Jahr; gleich-

zeitig Festsetzung von Vorauszahlungen für 2002 =

Euro-Jahr).

Die Umrechnung erfolgt nach einem die bisherigen Run-

dungen wahrenden Schlüssel. Dabei ergibt sich für die

Umrechnungen der in DM erfassten Arbeitslöhne ein be-

sonderes Problem: Da die Summen der Arbeitslöhne aus

Vereinfachungs- und Kapazitätsgründen bisher stets um

drei Stellen gekürzt erfasst wurden, erfolgt die Umrech-

nung nicht auf der Basis der tatsächlich gezahlten, auf

1 000 DM abgerundeten Arbeitslöhne, sondern auf der

Grundlage eines um drei Stellen gekürzten Betrages.

Beispiel:

Eine Gewerbesteuer-Zerlegung für das Jahr 2001 ba-
siert auf einer auf volle 1 000 DM abgerundeten Summe
der Arbeitslöhne in Höhe von 2 800 000 DM. Der Sach-
bearbeiter erfasst die Arbeitslöhne um drei Stellen ge-
kürzt, also mit einem Betrag von 2 800 (DM). Anhand
dieses gekürzten Betrages werden die Gewerbesteuer-
zerlegungsanteile der einzelnen Gemeinden errechnet;
erst im Druck des Gewerbesteuer-Messbescheides wer-
den die fehlenden Nullen wieder angefügt.

Werden gleichzeitig Vorauszahlungen für das Jahr 2002
festgesetzt, ist die Summe der Arbeitslöhne auf Euro um-
zurechnen. Dabei greift die Automation auf den Betrag
2 800 (DM) zurück, d. h. sie errechnet einen Euro-Be-
trag in Höhe von 1 431. Unter Beifügung der drei Null-
stellen im Druck ergibt sich im Bescheid ein Betrag von
1 431 000 Euro.

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Abrundung der Ar-

beitslöhne auf volle 500 Euro führt dagegen zu einem

um 500 Euro höheren Ergebnis:

Beispiel (in Fortführung des obigen Beispiels):

2 800 000 DM entsprechen 1 431 617 Euro. Abgerundet
auf volle 500 Euro-Beträge sind das 1 431 500 Euro.

Um das im Gesetzentwurf vorgeschriebene Ergebnis von

1 431 500 Euro maschinell zu erreichen, müssten sehr

umfangreiche Änderungen in den Gewerbesteuer-Pro-

grammen vorgenommen werden; in vielen Fällen (z. B.

bei Änderungsveranlagungen) dürfte eine maschinelle

Unterstützung gar nicht herstellbar sein. Die Sachbear-

beiter müssten alle in der Vergangenheit gekürzt einge-

gebenen Kennzahlen manuell in Euro-Beträge umrech-

nen.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe Automation in der

Steuerverwaltung (Gewerbesteuer) hat den mit einer Ab-

rundung der Arbeitslöhne auf 500 Euro verbundenen

Aufwand für unverhältnismäßig erachtet und eine Ab-

rundung auf 1 000 Euro dringend angeraten. Dies greift

der vorliegende Änderungsvorschlag auf.

Auswirkungen auf das Gewerbesteueraufkommen der

Gemeinden hat eine Abrundung der Arbeitslöhne auf

1 000 Euro-Beträge nicht, da das Verhältnis der für die

Verteilung der Gewerbesteuer auf die Gemeinden maß-

gebenden Beträge zueinander gewahrt bleibt.

2. Zu Artikel 11 Nr. 4

Der Bundesrat bittet, die Übergangsregelung zum Eigen-

heimzulagengesetz (Artikel 11 Nr. 4) zu überprüfen.

Nach Artikel 11 Nr. 4 sind §§ 5, 9 und 17 des Eigen-

heimzulagengesetzes in der Fassung des StEuglG erst-

mals anzuwenden bei Anschaffungen/Fertigstellungen

von Wohnungen usw. nach dem 31. Dezember 2001. Da-

nach erfolgen bei Anschaffungen/Fertigstellungen vor
dem 1. Januar 2002 Berechnungen und Festsetzungen

der Eigenheimzulage für den gesamten Förderzeitraum

in DM.

Die Begründung zu Artikel 11 Nr. 4, wonach bei An-

schaffungen/Fertigstellungen vor dem 31. Dezember

2001 (richtig: 1. Januar 2002) die DM-Beträge exakt

nach dem amtlichen Umrechnungskurs umgerechnet

werden, ist unklar bzw. könnte im Widerspruch zur ge-

setzlichen Regelung stehen. Zweifelhaft ist danach, ob

die Umrechnung bereits bei der Ermittlung und Festset-

zung der Eigenheimzulage oder erst für Zwecke der

Auszahlung gelten soll.

Einer Regelung, wonach bei Fertigstellungen/Anschaf-

fungen vor dem 1. Januar 2002 für Zeiträume des För-

derzeitraums nach dem 31. Dezember 2001 generell auf

DM-Beträge abzustellen wäre, widerspräche den Fest-

legungen, dass Festsetzungen nach dem 31. Dezember

2001 für Zeiträume nach dem 31. Dezember 2001 in

Euro erfolgen.

Einer Regelung, wonach in diesen Fällen bei der Ermitt-

lung und Festsetzung der Steuer auf umgerechnete

Beträge „exakt nach dem amtlichen Umrechnungskurs“

abzustellen wäre (hiernach ergäben sich „krumme“

Euro-/Cent-Beträge), widerspräche der Festlegung, dass
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Besteuerungsgrundlagen und festzusetzende Eigenheim-

zulage in vollen Beträgen zu ermitteln sind.

Um obigen Bedenken Rechnung zu tragen, sollte erwo-

gen werden, §§ 5, 9 und 17 des Eigenheimzulagengeset-

zes in der Fassung des StEuglG erstmals anzuwenden

auf Festsetzungen nach § 11 Abs. l (Erstfestsetzungen)

und nach § 11 Abs. 2 (Neufestsetzungen) ab 2002. In

diesem Fall müsste § 9 Abs. 3 und 4 EigZulG ebenfalls

angepasst werden.

3. Zu Artikel 21 Nr. 1

In Artikel 21 Nr. l ist in § 15 Abs. 2 Nr. l die Angabe

„37 500“ durch die Angabe „38 346,89“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g  

Eine Glättung des für die Ermittlung der Grundsteuer-

messzahl bei Einfamilienhäusern maßgeblichen Betrags

würde in jedem Falle eine Neufestsetzung des Grund-

steuermessbetrags durch die Finanzämter und der

Grundsteuer durch die Kommunen erfordern. Bei einer

centgenauen Umrechnung hingegen wird weder eine

Neufestsetzung durch die Finanzämter noch durch die

Kommunen erforderlich. Den Finanzämtern und Kom-

munen würde hierdurch die Ausstellung von mehr als

10 Millionen neuer Bescheide erspart.

4. Zu Artikel 23 Nr. 10

In Artikel 23 Nr. 10 sind in § 275 Satz l nach dem Wort

„Euro“ die Wörter „nach unten“ zu streichen.

B e g r ü n d u n g  

Die in Satz l enthaltenen Wörter „nach unten“ sind über-

flüssig und sollen daher gestrichen werden.

5. Zu Artikel 24 Nr. 3

In Artikel 24 Nr. 3 ist § 8 Abs. 3 wie folgt zu fassen:

„(3) § 152 Abs. 2 Satz l der Abgabenordnung in der

Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I

S. …) ist erstmals auf Steuererklärungen anzuwenden,

die Steuern betreffen, die nach dem 31. Dezember 2001

entstehen.“

B e g r ü n d u n g  

Die bisher vorgesehenen, auf Besteuerungszeiträume ab-

stellenden Fassungen berücksichtigen nicht zeitpunkt-

bezogene Steuern, wie z. B. die Erbschaftsteuer und die

Grunderwerbsteuer.

6. Zu Artikel 24 Nr. 4

In Artikel 24 Nr. 4 ist § 9a Abs. l Satz l wie folgt zu fas-

sen:

„Die Vorschriften der Kleinbetragsverordnung vom

10. Dezember 1980 (BGBl. I S. 2255) in der Fassung

des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …)

sind auf Steuern anzuwenden, die nach dem 31. Dezem-

ber 2001 entstehen.“

B e g r ü n d u n g  

Die bisher vorgesehenen, auf Besteuerungszeiträume ab-

stellenden Fassungen berücksichtigen nicht zeitpunkt-

bezogene Steuern, wie z. B. die Erbschaftsteuer und die

Grunderwerbsteuer. Zulagen und Prämien sind durch

Verweisungen auf die für Steuervergütungen geltenden

Vorschriften in die auf Steuern abstellende Überleitungs-

regelung des Artikels 97 § 9a EGAO einbezogen (siehe

z. B. § 6 Abs. l Satz l InvZulG 1999, § 15 Abs. l Satz l

EigZulG, § 8 Abs. l Satz l WoPG, jeweils i.V. mit § 155

Abs. 4 AO i. d. F. des Steuerbereinigungsgesetzes 1999).
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des

Bundesrates wie folgt:

Zu Nummer 1 (Artikel 7 Nr. 5)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 2 (Artikel 11 Nr. 4)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen.

Sie gibt jedoch zu bedenken, dass nur die im Gesetzentwurf

gewählte Anwendungsregelung, wonach die Eigenheim-

zulage erstmals bei nach dem 31. Dezember 2001 fertig-

gestellten oder angeschafften Wohnungen in glatten Euro-

Beträgen festgesetzt wird, einen sauberen Schnitt zwischen

der Eigenheimzulage in spitzen oder in glatten Euro-Beträ-

gen ermöglicht. Bei Anschaffung oder Fertigstellung be-

günstigter Objekte vor dem 1. Januar 2002 kann regelmäßig

davon ausgegangen werden, dass eine erstmalige Festset-

zung der Eigenheimzulage grundsätzlich im Jahr 2001 und

damit für den gesamten achtjährigen Förderzeitraum auf

DM-Beträge lautend erfolgt. Die Auszahlung der Eigen-

heimzulagenbeträge wird dann ab 2002 in nach dem amt-

lichen Umrechnungskurs exakt umgerechneten Euro-/

Cent-Beträgen vorgenommen. Wird der Antrag auf Eigen-

heimzulage ausnahmsweise erst im Jahr 2002 gestellt, er-

folgt nach der im Gesetzentwurf enthaltenen Anwendungs-

regelung die Festsetzung der Eigenheimzulage direkt in

„spitzen“ Euro-Beträgen. Gleichermaßen wird in Neufest-

setzungsfällen (z. B. bei Geburt eines weiteren Kindes im

Jahre 2005) verfahren. Damit werden alle Bauherren und

Erwerber, die ihr Objekt vor dem 1. Januar 2002 ange-

schafft oder hergestellt haben, im Ergebnis gleich behan-

delt.

Bei dem Vorschlag des Bundesrates würde dagegen das

Festsetzungsdatum darüber entscheiden, ob der günstigere

geglättete Euro-Betrag zur Anwendung kommt.

Zu Nummer 3 (Artikel 21 Nr. 1)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. Parallel

dazu muss in § 29 GrStDV (vgl. Artikel 22) die Angabe

„15 000“ durch die Angabe „15 338,76“ ersetzt werden.

Zu Nummer 4 (Artikel 23 Nr. 10)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 5 (Artikel 24 Nr. 3)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 6 (Artikel 24 Nr. 4)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.
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